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DIE SCHWEIZ HAT GENUG

45 Prozent, die man nicht wegdiskutieren kann
Die Nachhaltigkeits-Initiative wurde knapp abgelehnt. Doch wer nur auf das Endresultat 
blickt, übersieht die eigentliche Botschaft dieses Abstimmungssonntags. Fast jeder  
zweite Stimmbürger hat deutlich gemacht: Die Schweiz ist auf dem falschen Weg. Das ist 
kein Freipass für ein «Weiter wie bisher», sondern ein Warnruf an die Politik in Bern.

Wenn man alleine gegen alle anderen 
Parteien und die Wirtschaftslobby an-
tritt und fast jeden zweiten Stimmbür-
ger überzeugt, dann ist das kein Miss-
erfolg. Dann zeigt das vor allem eines: 
Die Sorgen der Bevölkerung lassen sich 
nicht länger wegdiskutieren.

Fast jeder zweite Stimmbürger sagt, 
dass die ungebremste Zuwanderung 
zum Problem geworden ist. Besonders 
bemerkenswert ist die Unterstützung 
von jungen Menschen. Gerade viele 
Junge erkennen, dass der heutige Zu-
stand keine positive Zukunft verspricht. 

Sie finden keine bezahlbare Wohnung, 
stehen im Stau oder in überfüllten 
Zügen. Und sie wissen: Unbegrenztes 
Wachstum auf begrenztem Raum kann 
keine nachhaltige Zukunft sein.

Die Märchenstunde aus Bern
Seit Jahren verschläft Bundesbern die 
Asyl- und Migrationspolitik. Besonders 
Bundesrat Beat Jans versuchte, den 
Menschen vorzugaukeln, alles sei unter 
Kontrolle. Die Realität sieht anders aus.

In Winterthur stach ein 31-jähriger 
Türke und eingebürgerter Schweizer 

unter «Allahu Akbar»-Rufen wahllos auf 
Menschen ein und verletzte mehrere 
Personen schwer. Die Behörden wussten 
seit Jahren um seine islamistische Ge-

sinnung. Trotzdem wurde nichts unter-
nommen. Eine Studentin, die diesen Som-
mer auf meinem Hof arbeitet, erzählte 

mir von ihren Erfahrungen in Yverdon. 
Am Bahnhof wurde sie regelmässig be-
drängt, angepfiffen und belästigt. Irgend-
wann fühlte sie sich nicht mehr sicher. 
Sie stimmte Ja zur Nachhaltigkeits-Initi-
ative – nicht aus Ideologie, sondern aus 
persönlicher Erfahrung. Ist das die kul-
turelle Bereicherung, von der uns die 
Linken immer erzählen?

Zuwanderung braucht Grenzen
Die SVP ist und war nie gegen jede Zu-
wanderung. Zuwanderung kann unse-
rem Land nützen, wenn sie kontrolliert 
erfolgt und den Menschen in der Schweiz 

dient. Doch was wir heute erleben, hat 
nichts mehr mit einem gesunden Mass 
zu tun. Unser Land wächst rasant – sech-
zehnmal (!) schneller als Deutschland. 
Wohnungen werden knapp, die Infra-
struktur gerät an ihre Grenzen und im
mer mehr Grünflächen verschwinden 
unter Beton. Welche Schweiz wollen  
wir unseren Kindern hinterlassen? Si-
cher nicht eine Schweiz, in der man 
keine Wohnung mehr findet. Nicht eine 
Schweiz, in der Frauen nicht mehr si-
cher sind. Und nicht eine Schweiz, in 
der jede freie Wiese zubetoniert wird.

Die Quittung kam am gleichen Tag
Während die Gegner der Nachhaltig-
keits-Initiative ihren Sieg feierten, er-
hielten sie die Quittung für ihre Poli-
tik. In Graubünden gewann die SVP 
zehn zusätzliche Sitze (+8,3%). In Gla-
rus legte sie um sechs Sitze (+10,3%) 
zu. Im Baselbiet eroberte sie einen Re-
gierungssitz. Das sind Erdrutschsiege. 

Die Bevölkerung merkt, welche Partei 
Probleme anspricht und Lösungen prä-

sentiert – und welche lieber beschwich-
tigt und Eigeninteressen verfolgt.

Der Auftrag bleibt
Auch im Kanton Zürich durften wir mit 
der Annahme unserer Initiative «Stopp 
Prämien-Schock» einen wichtigen Er-
folg feiern. Gleichzeitig scheiterten die 
linken Wohn-Initiativen, die noch mehr 
staatliche Eingriffe und noch weniger 
Lösungen gebracht hätten. Darum: Es 
gibt keinen Grund, den Kopf hängen zu 
lassen. Die Sorgen der Bevölkerung ver-
schwinden nicht mit einem Abstim-

mungssonntag. Im Gegenteil: Sie wer-
den weiterwachsen, solange die Classe 
politique wegschaut.

Ich danke allen Mitgliedern und Un-
terstützern herzlich für ihren uner-
müdlichen Einsatz für unsere Heimat. 
Kämpfen wir weiter: für eine sichere, 
freie und lebenswerte Schweiz.

Die Zuwanderung, die wir heute erleben, hat nichts mehr mit einem gesunden Mass zu tun.� Bild: Adobe Stock

Domenik Ledergerber
Kantonsrat und Präsident 
SVP Kanton Zürich
Herrliberg

«Bundesbern verschläft  
die Asyl- und Migrations
politik seit Jahren.»

«Politik lebt von Menschen, 
die anpacken – von enga
gierten Bürgern wie Ihnen.»

«Kämpfen wir weiter  
für eine lebenswerte und  
sichere Schweiz.»

«Die grossen Entscheidungen 
für die Zukunft unseres Landes 
stehen erst noch bevor.»



SESSIONSRÜCKBLICK 3. WOCHE

Intensive Sessionswoche nach dem Abstimmungssonntag
Die dritte und letzte Sessionswoche in Bern war geprägt von Debatten über Sicherheit, Asyl und  
die sichere Stromversorgung. Auch viele parlamentarische Vorstösse wurden abgearbeitet.

Nach dem leider durchzogenen Abstim-
mungssonntag merkt man immerhin 
auch in Bundesbern, dass bei den The-
men Sicherheit und Asyl selbst Die Mitte 
und die FDP erkennen, dass gehandelt 
werden muss. In der Mitte der Woche 
hatten wir die ausserordentliche Session 
Sicherheit. Dabei wurden viele Frakti-
onsvorstösse der SVP behandelt. Die 
erste Motion (unter SVP-Nationalrat Pas-

cal Schmid) hatte zum Thema, dass die 
Liste der sicheren Herkunftsstaaten aus-
geweitet werden muss. Die zweite Moti-
on forderte, dass kriminelle Ausländer 
keine Aufenthaltsbewilligung erhalten 
sollen. Beide Fraktionsmotionen fanden 
erfreulicherweise eine Mehrheit. Wir 
behandelten auch eine Motion von SVP-
Ständerat Marco Chiesa, welche mehr 

Schutz für die Bevölkerung und wirk-
same Massnahmen gegen gewalttätige 
und kriminelle Asylsuchende fordert.

Blackout-Initiative
Auch die Debatte über die Initiative 
«Blackout stoppen» und den Gegenvor-
schlag wurde diese Woche im National-
rat abgeschlossen. Über 90 Redner aus 
allen Parteien sprachen dazu. Am Schluss 
war die Abstimmung extrem knapp. Die 
SVP und FDP sind klar dafür, das Tech-
nologieverbot aufzuheben. Leider wurde 
die Vorlage zur weiteren Beratung an 
den Ständerat zurückgewiesen.

Auch der Besuch des Paul Scherrer 
Instituts im Kanton Aargau im Rahmen 
des Fraktionsausflugs war interessant 
und zeigte, wie stark sich die Atomtech-
nologie verbessert und modernisiert. 
Reaktoren der Generation 4 sind viel 
leistungsfähiger und sicherer. Ebenso 
produzieren sie viel weniger atomaren 
Abfall; sogar Recycling ist möglich.

AHV-Debatte
Weiter war die AHV-Debatte am Mitt-
woch sehr spannend. Dabei ging es um 
die Umsetzung und Finanzierung der 
Initiative für eine 13. AHV-Rente. Die 
Einigungskonferenz der Räte beantragt 
eine Mischfinanzierung über Mehrwert-
steuer und Lohnbeiträge. Die SVP möch-
te beide Teilvorlagen ablehnen.

Zentral ist auch das Mercosur-Frei-
handelsabkommen mit den Staaten 
Argentinien, Brasilien, Paraguay und 
Uruguay. Hier werden derzeit noch ver-
schiedene Anpassungsvorschläge disku-
tiert, beispielsweise zur Entwaldungs-
verordnung.

Ebenfalls ein Thema waren die Ar-
meewaffen. Wenn eine private Armee-

waffe mehr als zehn Jahre nicht mehr 
benutzt wird, soll sie deswegen nicht 
entzogen werden müssen, wie dies die 
linken Parteien forderten. Der Natio-
nalrat sagte relativ knapp Nein. Damit 
ist dieser Vorstoss vom Tisch.

Daneben fanden wie gewohnt zahl-
reiche Veranstaltungen statt, beispiels-
weise von Swiss Olympic betreffend 
eine mögliche Schweizer Olympiakan-
didatur, vom HEV Schweiz oder vom 
Schweizer Brauerei-Verband.

Wer die Macht hat, besitzt die 

Deutungshoheit. Und entscheidet, 

wie Informationen, Begriffe  

und Ereignisse in der Öffentlich-

keit verstanden und eingeord-

net werden sollen. Dazu gehört 

die Definitionsmacht, also die 

Fähigkeit, Begriffe zu prägen 

und festzulegen, was als «wahr», 

«normal» oder «richtig» gilt. Es 

geht dabei nicht um die nackten 

Fakten selbst, sondern darum, wie 

diese interpretiert und bewertet 

werden. Das hat meist nichts mit 

Recht oder Richtigkeit zu tun.

In der Schweiz gehört die Deu-

tungshoheit den Zwangsgebüh-

ren- und sonstigen Medien sowie 

den Politikern und Verwaltern der 

politischen Mitte und der Linken. 

Deren Deutungshoheiten bestim-

men, dass das Asylwesen eine 

gute Sache ist. Auch dann, wenn 

ein Mann aus dem Sudan ein Asyl-

gesuch in Frankreich stellt, via 

Irland nach Belfast einreist, um 

erneut ein Asylgesuch zu stellen. 

Und um jemanden mit einem Mes-

ser zu massakrieren. Die anschlies-

senden Proteste der Briten sind 

dann hierzulande «blanker, offe-

ner, gewaltsamer Rassismus» von 

«ultrarechten Zündlern» (Tamedia).

Die Meinungsmacher haben auch 

die Deutungshoheit über die Zu-

wanderung. Für sie machen die 

zuströmenden Millionen die 

Schweiz reicher, sicherer und zu-

friedener. Die Schattenseiten gibt 

es für sie nicht. Nur mit Schau-

ern erinnern sie sich, dass einst SP 

und Gewerkschaften ein Prob-

lem in der «Überfremdung» ge-

sehen haben. Wer es anders sieht, 

ist abwechselnd ein «Fremden-

feind», ein «Hasser» oder ein 

«Hetzer». Wer für die schweizeri-

sche Neutralität einsteht, gilt als 

«Putinist». Wer die behördlichen 

Covid-Massnahmen der Mächti-

gen hinterfragt, ist noch immer 

ein «Schwurbler», «Covidiot» und 

«Verschwörungstheoretiker».

Das Schweizer Fernsehen hat im 

Fall des Eishockey-Trainers Patrick 

Fischer die Öffentlichkeit schamlos 

belogen und betrogen. Es war SRF 

voll bewusst, dass man eine Off-

the-Record-Vereinbarung brach. 

Doch nichts passiert. Denn die 

Journalisten lassen auf das Mo-

nopolfernsehen kein Stäubchen 

fallen. Irgendwann schwimmt die 

Wahrheit zwar doch nach oben. 

Aber sie ist dann eine Wasser

leiche.

Allumfassende 
Deutungshoheit

Christoph  
Mörgeli

ZWEI STARKE PERSÖNLICHKEITEN FÜR DIE ZÜRCHER REGIERUNG

SVP setzt bei den Regierungsratswahlen 2027 auf Erfahrung und Kompetenz
Mit über 100 Neueintritten seit dem Abstimmungssonntag und grossem Rückenwind aus der Bevölkerung stellt die SVP 
des Kantons Zürich die Weichen für die Regierungsratswahlen vom 4. April 2027. Der Kantonalvorstand empfiehlt  
der Delegiertenversammlung vom 9. Juli 2026 die erneute Nomination von Regierungsrätin Natalie Rickli sowie  
die Nomination von Nationalrat Martin Hübscher als Nachfolger des zurücktretenden Regierungsrats Ernst Stocker.  
Über ein mögliches Dreierticket wird der Kantonalvorstand an der kommenden Sitzung vom 25. August 2026 entscheiden.

Mit Natalie Rickli und Martin Hübscher 
präsentiert die SVP ein starkes Zweier-
ticket mit grosser politischer Erfahrung 
auf kommunaler, kantonaler und natio-
naler Ebene. Beide Kandidaten verfügen 
über einen langjährigen Leistungsaus-
weis und stehen für eine bürgerliche 
Politik, die Verantwortung übernimmt 
und die Interessen der Zürcher Bevöl-
kerung ins Zentrum stellt.

Natalie Rickli – erfahrene 
Regierungsrätin mit breiter 
politischer Verankerung
Natalie Rickli gehört seit Mai 2019 dem 
Regierungsrat des Kantons Zürich an 
und steht seither der Gesundheitsdi-
rektion vor. In dieser Funktion hat sie 
zahlreiche Reformen angestossen und 
sich konsequent für eine qualitativ hoch-
stehende Gesundheitsversorgung sowie 
den verantwortungsvollen Einsatz der 
öffentlichen Mittel eingesetzt. In Zei-
ten grosser Herausforderungen hat sie 
ihre Führungsstärke und ihre Fähigkeit 
bewiesen, auch unter schwierigen Be-
dingungen Verantwortung zu überneh-
men. Im Amtsjahr 2024/2025 stand sie 
zudem als Regierungspräsidentin an der 
Spitze der Zürcher Kantonsregierung.

Ihr politischer Werdegang begann auf 
kommunaler Ebene. Von 2002 bis 2007  
gehörte sie dem Grossen Gemeinderat 
der Stadt Winterthur an. 2007 wurde 
sie in den Zürcher Kantonsrat gewählt, 
ehe sie noch im selben Jahr in den Na-
tionalrat nachrückte. Während zwölf 
Jahren vertrat sie den Kanton Zürich 
in Bern und profilierte sich als enga-
gierte und sachorientierte Politikerin, 
insbesondere in den Bereichen Gesund-
heit, Sozialpolitik und Medien.

Natalie Rickli sagt: «Ich bin sehr mo-
tiviert, mich weiterhin als Regierungs-
rätin für die Zürcher Bevölkerung und 
für einen leistungsfähigen Kanton mit 
einer hohen Lebensqualität einzusetzen.»

Mit ihrer langjährigen Erfahrung so
wie ihrer erfolgreichen Arbeit in der 
Kantonsregierung bringt Natalie Rickli 
beste Voraussetzungen mit, um ihre 
Arbeit für die Bevölkerung des Kantons 
Zürich fortzusetzen.

Martin Hübscher – fundierte 
Erfahrung aus Politik, Wirtschaft 
und Landwirtschaft
Mit Martin Hübscher schlägt die SVP 
einen Kandidaten vor, der über einen 
breiten politischen Leistungsausweis ver-
fügt und den Kanton Zürich seit vielen 
Jahren aktiv mitgestaltet. Der ausgebil-
dete Agronom aus Wiesendangen ist 
seit 2023 Mitglied des Nationalrates 
und gehört dort der Kommission für 
Wirtschaft und Abgaben an.

Bereits zuvor engagierte er sich wäh-
rend acht Jahren im Zürcher Kantonsrat. 
Von 2018 bis 2023 führte er die SVP-Frak-
tion als Fraktionspräsident und prägte 
damit die politische Arbeit der grössten 
Partei im Zürcher Kantonsrat entschei-
dend mit. In dieser Funktion bewies er 
Führungsstärke, Verhandlungsgeschick 
und die Fähigkeit, komplexe politische 
Geschäfte erfolgreich zu begleiten.

Neben seiner politischen Tätigkeit 
bringt Martin Hübscher auch umfassende  
berufliche Erfahrung als Unternehmer 
und Landwirt mit. Seine Schwerpunkte 
liegen in den Bereichen Landwirtschaft, 
Ernährungssicherheit, Energie, Finan-
zen und Wirtschaft. Er steht für eine 
Politik mit gesundem Menschenverstand, 
für solide Finanzen und für gute Rah-
menbedingungen für Bevölkerung, Ge-
werbe und Unternehmen.

Martin Hübscher sagt: «Als Regie-
rungsrat will ich mich für einen star-
ken Wirtschaftsstandort, gesunde Staats-
finanzen und eine hohe Lebensqualität 
im Kanton Zürich einsetzen. Dafür 

bringe ich meine Erfahrung aus Poli-
tik, Wirtschaft und Landwirtschaft ein.»

Dank an Ernst Stocker
Mit der Nomination von Martin Hüb-
scher stellt die SVP gleichzeitig die Nach-
folge von Regierungsrat Ernst Stocker 
sicher, der bei den Wahlen 2027 nicht 
mehr antritt. Die Partei dankt Ernst 
Stocker herzlich für seinen langjährigen 
und ausserordentlich wertvollen Einsatz 
zugunsten des Kantons Zürich.

Als Volkswirtschaftsdirektor von 2010  
bis 2015 und seit 2015 als Finanzdirek-
tor hat Ernst Stocker den Kanton Zü-
rich nachhaltig geprägt. Dank seiner 
umsichtigen und verantwortungsvol-
len Politik verfügt Zürich heute über 
gesunde Finanzen und attraktive Rah-
menbedingungen für Wirtschaft und 
Bevölkerung. Für die noch anstehen-
den finanzpolitischen Weichenstellun-
gen in seiner verbleibenden Amtszeit 

wünschen wir ihm weiterhin viel Er-
folg und Durchsetzungskraft.

Starke Voraussetzungen für  
die Regierungsratswahlen 2027
Mit Natalie Rickli und Martin Hübscher 
empfiehlt die SVP des Kantons Zürich der 
Delegiertenversammlung zwei Persön-
lichkeiten, die über langjährige politi-
sche Erfahrung, ausgewiesene Führungs-
kompetenz und eine starke Verankerung 
im Kanton verfügen. Gemeinsam stehen 
sie für Kontinuität und Erneuerung so
wie für eine Politik, die Freiheit, Eigen-
verantwortung und Wohlstand sichert.

Domenik Ledergerber, Kantonsrat 
und Präsident der SVP des Kantons Zü-
rich, zeigt sich erfreut: «Mit Natalie Ri-
ckli und Martin Hübscher tritt die SVP 
mit zwei hervorragend qualifizierten 
Persönlichkeiten zu den Regierungsrats-
wahlen an. Sie stehen für eine bürger-
liche Politik, welche die Interessen der 
Zürcher Bevölkerung konsequent ins 
Zentrum stellen.»

Die definitive Nomination von Nata-
lie Rickli und Martin Hübscher erfolgt 
an der Delegiertenversammlung der SVP 
des Kantons Zürich vom 9. Juli 2026.

Mit Natalie Rickli und Martin Hübscher setzt die SVP bei den Regierungsrats- 
wahlen 2027 auf Erfahrung und Kompetenz.� Bild: SVP Kanton Zürich

Nina Fehr Düsel
Nationalrätin SVP
Küsnacht

Ein Atomreaktor im Paul Scherrer Institut.� Bild: Nina Fehr Düsel

«Das herrschende Asyl-Chaos 
gefährdet die innere  
Sicherheit der Schweiz.»

Domenik Ledergerber
Kantonsrat und Präsident 
SVP Kanton Zürich
Herrliberg
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KOMMENTAR ZUR RATSSITZUNG

Zuwanderung und Wachstum bleiben 
dominierende Themen

Am Tag nach der schicksalshaften Abstim-
mung über ein nachhaltiges Wachstum 
der Schweiz, die leider weder im Kanton 
Zürich noch schweizweit eine Mehrheit 
fand, ging die Diskussion um die Folgen 
des Wachstums im Kantonsrat mit prak-
tisch jedem Traktandum wieder weiter. 
Ironischerweise wurden gleich zu Beginn 
die «Flughafen-Nachtruhe-Initiative» und 
insbesondere der daraus resultierende 
Gegenvorschlag von der SVP als falscher 
Ansatz kritisiert, der die Standortvortei-
le unseres Wirtschaftsraums gefährdet.

Die SVP steht und kämpft für den 
Werkplatz Schweiz und dessen Motor – 
den Kanton Zürich mit dem Flughafen. 
Der Gegenvorschlag wurde von der Par-
lamentsmehrheit dann doch verabschie-
det und schafft ein gewisses Präjudiz für 
andere wirtschaftshemmende Anliegen. 
Was ist mit den Zügen in der Nacht, die 
auch da und dort grossen Lärm verur
sachen, oder den lärmigen Baustellen? 
Denn weiteres Wachstum bringt zwangs-
läufig mehr Lärm und einen zusätzlichen 
Verlust von Kulturland mit sich – bei einem 

ungebremsten Wachstum nach dem Status 
quo erst recht. Auch bei der Verlängerung 
der Glattalbahn war die SVP konsequent 
und bekämpfte nicht die Vorlage als Gan-
zes, sondern den überdimensionierten Velo
weg mit unnötigem Kulturlandverlust und 
den umstrittenen Kostenteiler der Velo-
brücke über die Autobahn.

Die SVP gibt der wirtschaftlichen Ent-
wicklung die Gesetze und Mittel, die es für 
einen erfolgreichen Kanton Zürich braucht – 
wenn, dann richtig. Doch die SVP berück-
sichtigt auch die Folgen des Bevölkerungs-
wachstums, schätzt diese realistisch ein und 
handelt im politischen Gesamtrahmen. Die 
politische Linke bekämpfte die Nachhaltig-
keits-Initiative aufs Schärfste, will aber 
neben dem Wachstum auch hohe Umwelt-
standards, weniger Flüge und günstigen 
Wohnraum. Bei der Sicherheit soll aus Da-
tenschutzgründen nichts gegen Missstände 
im Migrationsbereich unternommen wer-
den dürfen und die Polizei keine griffigen 
Mittel erhalten. Dies ist eine Politik, die wi-
dersprüchlicher nicht sein kann.

Eines bleibt nach der ersten Ratssit-
zung nach dem 14. Juni klar: Es braucht 
für die nächste Legislatur noch mehr SVP-
Politik im Zürcher Kantonsrat. Die Wahl-
erfolge in Glarus und Graubünden sind 
ermutigende Vorzeichen und die Bevöl-
kerung erkennt immer mehr die Wider-
sprüche der im Grunde heuchlerischen 
Politik im Land.

 

BERICHT AUS DEM KANTONSRAT

Neu- und Überregulierungen sowie  
ein vergoldeter Radweg
Gleich zu Beginn der 158. Kantonsratssitzung stand die Wahl für ein Ersatzmitglied des Verwaltungsgerichtes an.  
Als Ersatzrichter wurde Dr. iur. Gregor Gassmann einstimmig gewählt.

Ebenfalls nicht viel zu reden gab schliess­
lich das redaktionell bereinigte Nota­
riatsgesetz bezüglich Angestellter mit 
erweiterten Befugnissen. Mit 154 zu 0 
wurde diesem Geschäft zugestimmt.

Bundesrechtswidrige Initiative 
abgelehnt
Beim Antrag der Redaktionskommissi­
on zur kantonalen Volksinitiative «Flug­
hafen-Nachtruhe-Initiative» war dann 
aber fertig mit der Harmonie. Die Än­
derungen sowie der Gegenvorschlag 
zur genannten Initiative zeigten ein­
mal mehr, wie populistisch die links­
grüne Ratsseite mit allen Mitteln ver­
sucht, den Wirtschaftsstandort und den 
Flughafen Zürich zu schädigen. Unser 
Referent Ueli Bamert meinte mit sei­
nem treffenden Votum sachlich, dass 
bereits bei der ersten Lesung alles ge­
sagt worden sei. Er könne einfach noch­
mals erwähnen, dass sowohl die Initi­
ative als auch der Gegenvorschlag für 

unseren Wirtschaftsstandort wie auch 
für unseren Wohlstand absolut schäd­
lich seien. Die global orientierte Wirt­
schaft sei erwiesenerweise zwingend 
auf Direktverbindungen in die Wirt­
schaftszentren dieser Welt angewiesen. 
Weiter sei die Initiative gar nicht um­
setzbar, weil sie etwas fordere, das der 
Kanton Zürich gar nicht bestimmen 
könne, denn die Handhabung der Flug­
zeiten wird auf Stufe Bund geregelt. Des­
halb seien die schädliche Initiative wie 
auch der unmögliche Gegenvorschlag 
entschieden abzulehnen. Trotz heftiger 
Gegenwehr unsererseits wurde der Ge­

genvorschlag mit Unterstützung der 
Mitte-Partei mit 105 zu 71 Stimmen an­
genommen. Die Volksinitiative wurde 
indes mit 171 zu 5 Stimmen abgelehnt.

Mehr Klarheit im Planungs- und 
Baugesetz
Ebenfalls viel zu reden gab die Regie­
rungsvorlage betreffend Planungs- und 
Baugesetz (PBG), Änderung der Baulinien. 
Unsere Referentin Barbara Grüter be­
gründete die Änderungen damit, dass be­
kanntlich im Kanton Zürich der Raum 
für Verkehrsinfrastrukturen durch Ver­
kehrsbaulinien gesichert werden soll. 
In den Baulinienbereich hineinragende 

Bauten seien nämlich nur beschränkt zu­
lässig. Durch rechtliche Anpassungen in 
der Vergangenheit seien verschiedene Un­
klarheiten in Bezug auf die ortsbauliche 
Gestaltung entstanden, die mit der vor­
liegenden Gesetzesrevision bereinigt wer­
den könnten. Insbesondere soll mit die­
ser Anpassung mehr Klarheit geschaffen 
werden, sodass bei Nutzungsmöglichkei­
ten vorspringende Gebäudeteile wie Bal­
kone oder Erker im Baulinienbereich er­
möglicht werden könnten. Es soll nur so 
weit eingeschränkt werden, wie es für 
die Landsicherung und die ortsbauliche 
Gestaltung nötig sei. Des Weiteren sollen 
leicht entfernbare Kleinbauten wie Ve­
lounterstände, Solarpanels oder Contai­
nerboxen auch in Strassenabstandsbe­
reichen bewilligt werden können. Mit 
der Annahme der geforderten Änderun­
gen werde schlicht vieles vereinfacht, 
weshalb die SVP-Fraktion den Gesetzes­
änderungen zustimme und den Minder­
heitsantrag der linksgrünen Ratsseite ab­
lehne. Die Änderungen im Baugesetz 
wurden schliesslich wuchtig mit 117 zu 
59 angenommen.

Velosekte schlägt wieder zu
Nach der Vormittagspause ging es dann 
mit dem Regierungsantrag betreffend 

Staatsbeitrag Bau Verlängerung Glattal­
bahn, Flughafen bis Kloten Industrie, Ob­
jektkredite Velohauptverbindung und 
Hochwasserschutz-Massnahmen in Klo­
ten weiter. Bekanntlich soll die Glattal­
bahn vom Flughafen her neu in Richtung 
Kloten zum noch zu entwickelnden Ge­
biet Steinacker verlängert werden. Der 
Regierungsrat hat für dieses Projekt total 
543,4 Millionen Franken budgetiert. Allei­
ne die Velohauptverbindung soll gemäss 
Regierungsrat unglaubliche 100,6 Milli­
onen Franken kosten!

Paul von Euw meinte klar, dass dem 
«Bahn-Projekt» nichts entgegnet werden 
könne. Auch gegen den Hochwasser­
schutz für den Flughafen gäbe es keine 
Einwände, weil es schlicht sinnvoll bzw. 
notwendig sei. Aber der Kostenteiler 
Bahn versus Velo sei grundfalsch. Ja, man 
müsse hier von einer Veruntreuung von 
zweckgebundenen Mitteln sprechen, was 
einfach nicht hingenommen werden 
dürfe. Es würden definitiv viel zu viele 
Gelder aus dem Strassenfonds entnom­
men und für die Bahn eingesetzt. Das 
gehe so einfach nicht. Der Kostenteiler 
des 400 Meter langen Viadukts für Bahn 
und Velo werde mit 55 Prozent Bahn 
und 45 Prozent Velo veranschlagt. Die 

absoluten Kosten für den Veloweg wür­
den somit gemäss Vorlage unglaubliche 
30 000 Franken pro Meter betragen, was 
schlicht als unhaltbar bezeichnet wer­
den müsse. Die Begründungen für Land­
erwerb und Kunstbauten seien vermut­
lich richtig, aber trotz allem erhöhten 
diese den absoluten Preis in eine un­
anständige Dimension. Trotz aller sach­
lichen Begründungen von Paul von Euw 
wurde dieser unglaublichen Geldver­
schwendung – mit Ausnahme der SVP-
Fraktion – zugestimmt. Man darf deshalb 
heute schon gespannt sein, wie sich die 
sogenannten bürgerlichen Parteien bei 
der kommenden Budget-Debatte diesbe­
züglich positionieren wollen.

René Isler
Kantonsrat SVP
Winterthur

Wachstum macht Zielkonflikte unvermeidbar und erfordert ein Hinstehen  
für echte Lösungen.� Bild: zVg

Daniel Wäfler
Kantonsrat SVP
Gossau

WORTE DES FRAKTIONSPRÄSIDENTEN

Marx lebt weiter
Die Familie ist die älteste und erfolg­
reichste Institution der Menschheit. 
Lange bevor es Sozialämter, Prämien­
verbilligungen oder staatliche Unter­
stützungsprogramme gab, sorgten Fa­
milien füreinander. Eltern kümmerten 
sich um ihre Kinder, Kinder später 
um ihre Eltern. Verantwortung, Soli­
darität und Zusammenhalt wurden 
nicht vom Staat organisiert, sondern 
innerhalb der Familie gelebt.

Genau deshalb überrascht es nicht, 
dass Karl Marx und Friedrich Engels 
die Familie als Hindernis auf dem Weg 
zur sozialistischen Gesellschaft betrach­
teten. Für sie war die Familie keine na­
türliche Ordnung, sondern ein Produkt 
der bürgerlichen Gesellschaft. Im Kom­
munistischen Manifest griffen sie die 
bürgerliche Familie frontal an. Familie, 
Religion und Nation galten ihnen als 
Pfeiler der bestehenden Ordnung, die 
überwunden werden mussten. Je schwä­
cher die Familie, desto stärker der Staat. 
Genau dieser Gedanke findet sich bis 
heute in vielen politischen Forderungen 
der Linken wieder.

Der Staat ersetzt zunehmend  
die Familie
Immer mehr Aufgaben, die früher von 
Familien, Nachbarschaften oder priva­

ten Gemeinschaften übernommen wur­
den, werden an den Staat übertragen. 
Die Prämienverbilligungen erfassen im­
mer breitere Bevölkerungsschichten. Der 
Staat soll Wohnungen bauen, vermieten 
und verwalten. Kitas und Betreuungs­
einrichtungen übernehmen zunehmend 
Aufgaben, die früher in den Familien 

wahrgenommen wurden. Mit der Indi­
vidualbesteuerung löst die Politik die 
Familie schrittweise als wirtschaftliche 
Einheit auf. Unterstützt werden diese 
Entwicklungen häufig nicht nur von 
SP und Grünen, sondern auch von Die 
Mitte und FDP. Das Ergebnis ist stets 
dasselbe: mehr Staatsabhängigkeit und 
weniger Eigenverantwortung.

Der kulturelle Widerspruch  
der Linken
Besonders deutlich zeigt sich dieser Wi­
derspruch bei den Frauenrechten. Einer­
seits wird die traditionelle Familie als 
patriarchal kritisiert und dekonstruiert. 
Andererseits unterstützt dieselbe politi­

sche Seite eine Zuwanderung aus Kultur­
kreisen, in denen Frauenunterdrückung, 
Ehrvorstellungen und männliche Domi­
nanz gesellschaftlich stark verankert 
sind. Der renommierte forensische Psy­
chiater Frank Urbaniok hat aufgezeigt, 
dass nicht die Nationalität, sondern kul­
turelle Prägungen entscheidend sind. 
Migranten aus stark abweichenden Kul­
turkreisen sind bei Gewalt- und Sexual­
delikten deutlich übervertreten.

Die Familie bleibt die wichtigste Insti­
tution unserer Gesellschaft. Sie vermit­
telt Werte, Verantwortung, Solidarität 
und Selbstständigkeit. Starke Familien 
brauchen weniger Staat. Schwache Fa­
milien führen zu mehr Staatsabhän­
gigkeit. Genau deshalb verteidigt die 
SVP die Familie konsequent. Der Staat 
soll Familien dort unterstützen, wo 
Hilfe nötig ist. Er darf sie aber nicht 
ersetzen. Freiheit beginnt nicht beim 
Staat. Freiheit beginnt in der Familie.

von 
 Tobias Weidmann

«Freiheit beginnt nicht 
beim Staat. Freiheit  
beginnt in der Familie.»

«Sowohl die Initiative als 
auch der Gegenvorschlag  
gehören abgelehnt.»

«100 Millionen Franken  
für 3,3 Kilometer Veloweg  
ist wahnsinnig.»

«Mit den Änderungen können 
leicht entfernbare Kleinbauten 
einfacher bewilligt werden.»

Wir nehmen Abschied von  
einem grossen Wettswiler
Mit grosser Betroffenheit haben wir vom Tod unseres langjährigen 
Mitglieds und Alt Nationalrats Hans Kaufmann Kenntnis genommen.

Mit Hans Kaufmann verliert die SVP 
Wettswil nicht nur einen profilierten 
Politiker, sondern vor allem einen ge­
schätzten Weggefährten, engagierten 
Mitbürger und treuen Freund. Über 
viele Jahre hinweg hat er unsere Orts­
partei mit seiner Erfahrung, seinem 
Wissen und seinem unermüdlichen 
Einsatz geprägt.

Hans Kaufmann war ein Mensch, 
der sich nie mit einfachen Antworten 
zufriedengab. Er analysierte sorgfäl­
tig, hinterfragte kritisch und vertrat 
seine Überzeugungen mit Klarheit und 
Konsequenz. Seine besondere Stärke 
war es, auch komplexe wirtschaft­
liche Zusammenhänge verständlich 
zu erklären und dabei stets den Blick 
für das Wesentliche zu behalten. Seine 
Wortmeldungen waren fundiert, sach­
lich und von grosser Glaubwürdigkeit 
geprägt.

Als ausgewiesener Ökonom und ehe­
maliger Nationalrat genoss Hans Kauf­
mann weit über die Gemeindegren­
zen hinaus grosse Anerkennung. Sein 
Fachwissen, insbesondere in Wirt­
schafts- und Finanzfragen, machte ihn 
zu einem gefragten Gesprächspartner. 
Dabei blieb er stets bodenständig und 
seiner Heimatgemeinde Wettswil am 
Albis eng verbunden.

Wer Hans Kaufmann kannte, erin­
nert sich an seine Gradlinigkeit, seine 
Verlässlichkeit und seine tiefe Ver­
bundenheit mit den Werten unseres 
Landes. Er setzte sich mit grosser Lei­
denschaft für Freiheit, Eigenverant­
wortung, eine solide Finanzpolitik und 
die direkte Demokratie ein. Dabei ging 

es ihm nie um persönliche Vorteile 
oder öffentliche Aufmerksamkeit, son­
dern stets um die Sache selbst.

Auch innerhalb unserer Partei war 
Hans Kaufmann eine geschätzte Per­
sönlichkeit. Mit seiner ruhigen Art, 
seinem analytischen Denken und sei­
ner Bereitschaft, Wissen und Erfahrun­
gen weiterzugeben, war er für viele 
Mitglieder ein wichtiger Ratgeber. Be­
sonders jüngere Generationen konn­
ten von seinem grossen Erfahrungs­
schatz profitieren.

Sein Fleiss und seine sorgfältige 
Arbeitsweise waren beispielhaft. Hans 
Kaufmann bereitete sich stets gewis­
senhaft vor, argumentierte faktenba­
siert und vertrat seine Überzeugun­
gen mit Sachlichkeit und Respekt. 
Gerade diese Eigenschaften verschaff­
ten ihm weit über die Parteigrenzen 
hinaus Anerkennung.

Mit Hans Kaufmann verliert unsere 
Partei eine prägende Persönlichkeit 
und unsere Gemeinde einen engagier­
ten Bürger. Sein Wirken wird weit 
über seine politische Laufbahn hin­
aus in Erinnerung bleiben.

Wir danken Hans Kaufmann für alles, 
was er für unsere Partei, unsere Ge­
meinde und unser Land geleistet hat. 
Seiner Ehefrau Jana, seinen Kindern 
sowie allen Angehörigen sprechen wir 
unser tief empfundenes Beileid aus.

Sein Engagement, seine Überzeu­
gungskraft und seine Kameradschaft 
werden uns in dankbarer Erinnerung 
bleiben.

SVP Wettswil am Albis
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FRAKTIONSAUSFLUG 2026 DER SVP/EDU-KANTONSRATSFRAKTION

Spannende Einblicke in Dietiker Erfolgsunternehmen
Der vom Vorstand des Bezirks Dietikon hervorragend organisierte Anlass bot den Teilnehmenden spannende Einblicke  
in Wirtschaft, Unternehmertum und die regionale Entwicklung. Hochkarätige Referate und ein vielseitiges Programm 
machten die Veranstaltung zu einem gelungenen Austausch.

SVP. Vor dem Besuch bei den vier Lim-
mattaler Unternehmen traf sich die SVP/
EDU-Kantonsratsfraktion zum gemein-
samen Mittagessen in der stimmungs-
vollen Zehntenscheune in Dietikon. Für 
das leibliche Wohl sorgte die Hildebrand 
Metzgerei aus Dietikon mit einem aus-
gezeichneten Catering. In angenehmer 
Atmosphäre bot sich die Gelegenheit für 
interessante Gespräche und den persön-
lichen Austausch unter den Fraktions-
mitgliedern.

Ein besonderer Höhepunkt war das 
Referat von Nils Planzer, der die ein-
drückliche Entstehungsgeschichte des 
Familienunternehmens Planzer Trans-

port präsentierte. Mit viel Engagement 
schilderte er die Entwicklung vom klei-
nen Transportunternehmen zu einem 
der führenden Logistikdienstleister der 
Schweiz. Seine Ausführungen zeigten 
eindrücklich, welche Bedeutung unter-
nehmerischer Mut, Innovationskraft und 
langfristiges Denken für den wirtschaft-
lichen Erfolg haben.

Zuvor gewährte Patrick Feusi span-
nende Einblicke in die Tätigkeiten und 
Herausforderungen der Limeco. Dabei 
standen insbesondere die Themen Ener-
gieversorgung, Kreislaufwirtschaft und 
nachhaltige Infrastruktur im Zentrum. 
Die Teilnehmenden erhielten wertvolle  

Informationen über die wichtige Rolle 
von Limeco für die Region Limmattal.

XER Technologies, Dietikon
Die Teilnehmenden erhielten spannende 
Einblicke in die Entwicklung und Pro-
duktion modernster Drohnentechno-
logien. Die Verantwortlichen von XER 
Technologies, Erik Herlyn, CEO, und Wal-
demar Schäfer, CTO, stellten das Unter-
nehmen sowie dessen zukunftsweisende 
Projekte vor. Besonders beeindruckend 
war die Präsentation der leistungsfähi-
gen Drohnensysteme.

Im anschliessenden Austausch wur-
den Fragen zu Forschung, Entwicklung 
und den wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen in der Schweiz diskutiert. 
Dabei wurde deutlich, wie wichtig in-
novationsfreundliche Standortbedingun-
gen für technologieorientierte Unter-
nehmen sind.

Caffè Ferrari, Dietikon
Die Teilnehmenden wurden von Ge-
schäftsführer Mike Schärer in der tra
ditionsreichen Kaffeerösterei Caffè Fer-
rari herzlich empfangen. Bereits beim 
Betreten der Rösterei wurde deutlich, 
dass hier echtes Handwerk und gelebte 
Tradition im Mittelpunkt stehen. Die 
historische Anlage erinnert auf den ers-
ten Blick eher an ein Museum als an 
eine Produktionsstätte – und doch wird 
hier bis heute Kaffee nach alter Hand-
werkskunst geröstet.

Die Kaffeebohnen werden über offe-
nem Kohlefeuer bei maximal 200 Grad 
langsam geröstet. Dieser schonende Röst-
prozess ermöglicht es, das volle Aroma 
der Bohnen zu entfalten. Dabei verlassen 
sich die Röstmeister nicht auf moderne 
Sensoren, sondern auf ihre Erfahrung: 
Auge und Geruchssinn sind entschei-
dend, um den optimalen Röstgrad und 
die hohe Qualität zu erreichen.

Neben einer eindrücklichen Demons-
tration des Röstvorgangs erhielten die 

Teilnehmenden spannende Einblicke in 
die Geschichte des Kaffees, seinen An
bau und die Herkunft der Bohnen. Dabei 
wurde deutlich, wie wichtig die klima-
tischen Bedingungen in den Anbauge-
bieten sind. Ebenso erfuhren die Besu-
cher, weshalb hochwertige Kaffeebohnen 
nach wie vor von Hand geerntet wer-
den: Da die Früchte an einem Strauch 
unterschiedlich schnell reifen, können 
nur erfahrene Erntehelfer die reifen Kaf-
feekirschen auswählen, während unrei-
fe Früchte bis zur nächsten Ernte am 
Strauch verbleiben.

Zum Abschluss führte der Rundgang 
ins angrenzende Verkaufslokal. Dort 
konnten die Teilnehmenden die frisch 

gerösteten Kaffeespezialitäten entde-
cken – und nur wenige widerstanden 
der Versuchung, ein Stück Kaffeegenuss 
mit nach Hause zu nehmen.

Walo Bertschinger, Dietikon
Der Besuch bei Walo begann mit einem 
herzlichen Empfang mit Kaffee. Im An-
schluss erhielten die Teilnehmenden 
eine informative Präsentation über die 
Geschichte des Unternehmens sowie 
dessen heutige Tätigkeitsfelder und In-
novationskraft.

Anschliessend führte der Rundgang 
durch das firmeneigene Museum, das 
eindrücklich die Entwicklung von Walo 
über die vergangenen Jahrzehnte doku-
mentiert. Die Ausstellung vermittelte 
spannende Einblicke in die Unterneh-
mensgeschichte und zeigte, wie sich 
Walo zu einem modernen und vielseiti-
gen Bauunternehmen entwickelt hat.

Ein weiterer Höhepunkt war die Be-
sichtigung des Werkhofs und eines Teils 
der Betriebsanlagen. Dort konnten so-
wohl historische als auch modernste Ma-
schinen aus nächster Nähe betrachtet 
werden. Der Rundgang zeigte eindrück-

lich, wie bei Walo Tradition, Innovation 
und technisches Know-how erfolgreich 
miteinander verbunden werden.

WeyTec, Unterengstringen
WeyTec ist seit vierzig Jahren der füh-
rende Spezialist, wenn es um integrier-
te Gesamtlösungen für Control Rooms 
und Trading Floors geht. Die Besucher 
erhielten eindrückliche Einblicke in ein 
aussergewöhnliches Schweizer Unter-
nehmen. Besonders beeindruckend war, 
dass uns die beiden Hauptaktionäre 
Mario Okle und Armin Klingler persön-
lich durch die Firma führten und uns 
mit grosser Leidenschaft aufzeigten, wo
für WeyTec steht: Innovation, Präzision, 
Unternehmergeist und höchste Quali-
tätsansprüche.

WeyTec ist ein echtes Musterbeispiel 
für ein erfolgreiches KMU in der Schweiz. 
Die Firma zeigt eindrücklich, wie mit 
klarer Strategie, technischer Kompetenz, 
Kundennähe und langfristigem Denken 
ein international erfolgreiches Unter-
nehmen aufgebaut und nachhaltig ge-
führt werden kann. Der Besuch war sehr 
inspirierend und hat einmal mehr ge-
zeigt, welche Kraft in starken Schwei-
zer KMU steckt.

Ein grosses Dankeschön
Die Besuche boten eine ausgezeichne-
te Gelegenheit, den Dialog zwischen 
Politik und Wirtschaft zu pflegen und 
einen Einblick in eine zukunftsweisen-
de Schweizer Technologieentwicklung 
zu erhalten. Die SVP/EDU-Kantonsrats-
fraktion bedankt sich herzlich bei allen 
Firmen für die interessanten Führun-
gen und die gastfreundliche Aufnahme.

Den stimmungsvollen Abschluss des 
Abends bildete ein feines, vom Restau-
rant Corona geliefertes Essen im his
torischen Stürmeierhuus in Schlieren. 
Neben einem Wettbewerb kamen die 
Teilnehmenden zudem in den Genuss 
eines interessanten geschichtlichen Re-
ferats von Alt Kantonsrat Willy Haderer.

KR Rochus Burtscher, KR Pierre Dalcher,  
GR Gino Adda und KR René Truninger

Regierungsrätin Natalie Rickli und Regierungsrat Ernst Stocker (r.)  
mit dem Organisator Bezirkspräsident Rainer Stüssi.� Bild: zVg

SVP BEZIRK PFÄFFIKON

Schifffahrt mit Alt Bundesrat Ueli Maurer und  
Alt Nationalratspräsident Max Binder
Die zweite Schifffahrt auf der MS Etzel vom 10. Juni 2026 auf dem Zürichsee war ein Bezirksanlass  
der SVP Bezirk Pfäffikon und mit über 50 Teilnehmenden ausgebucht.

Diese Schifffahrt stand ganz im Zeichen 
der SVP Bezirk Pfäffikon, die das Ange-
bot der Kantonalpartei angenommen 
und einen Bezirksanlass unter der Or-
ganisation von Wahlkommissionsprä-
sidentin Rajka Frei und Bezirkspartei-
präsident und Kantonsrat Paul von Euw 
durchgeführt hat. Zahlreiche Mandats-
träger, u.a. Kantonsrat René Truninger 
und Neu-Stadtrat von Illnau-Effretikon 
Simon Binder, konnten mit weiteren 
Mandatsträgern, SVP-Mitgliedern und 

Gästen eine Schifffahrt geniessen. Eine 
besondere Freude war die Anwesenheit 
von Alt Bundesrat Ueli Maurer und Alt 
Nationalratspräsident Max Binder, die 
die Hauptreferate bei dieser Schifffahrt 
hielten.

Nach einer kurzen Begrüssung durch 
Paul von Euw informierte Max Binder 
unterhaltsam über die Organisation 
und Aufgaben der verschiedenen poli-
tischen Gremien wie Ortsgemeinderä-
te, Kantonsrat, aber insbesondere auch 

über die Tätigkeiten des Nationalrats 
bzw. der Bundesversammlung, der er 
während 14 Jahren angehörte. Natür-
lich durfte auch das eine oder andere 
«Bonmot» über ehemalige Weggefähr-
ten nicht fehlen.

Gestärkt durch Wurst, Brot und wei-
tere Getränke wies Ueli Maurer nach-
drücklich auf die Wichtigkeit unserer 
SVP-Ortssektionen hin. Nur mit einer en-
gagierten und intakten Basis auf Sekti-
onsstufe kann die SVP auf allen weiteren 
Stufen, sei es im Kantonsrat in Zürich, 
aber auch in Bundesbern die eminent 
wichtige politische Arbeit erfolgreich be-
werkstelligen. Auch rief er eindringlich 
dazu auf, dass wir – auch bei gegenteili-
ger Meinung zur Mehrheit – unsere Stim-
me erheben und auch einmal etwas 
sagen, das der Allgemeinheit womöglich 
nicht immer passt. Beide Referenten 
konnten auch die Fragen der Gäste an 
der Schifffahrt kompetent beantworten.

Natürlich kamen die persönlichen 
Gespräche untereinander nicht zu kurz. 
Die nächste Schifffahrt wird ein exklu-
siver Neumitgliederanlass der SVP des 
Kantons Zürich sein. Am 8. Juli wird 
als nächster Bezirk Hinwil in den Ge-
nuss der diesjährigen Schifffahrten kom-
men, die wie in den vergangenen Jah-
ren durch einen überaus grosszügigen 
Gönner ermöglicht werden.

Marco Calzimiglia, 
Parteisekretär SVP

v.l.n.r.: KR Paul von Euw, aNR-Präsident Max Binder, Bezirksvorstandsmitglied 
Fredi Nessensohn, aBR Ueli Maurer und Parteisekretär Marco Calzimiglia.� Bild: zVg

«Herzlichen Dank allen,  
die zu dem tollen Ausflug  
beigetragen haben.»

Bei Walo: Die bekannte, liebevoll restaurierte und betriebsbereite Dampfwalze 
«Marion», die für ein Erinnerungsfoto mit KR Marion Matter sorgte.� Bild: zVg
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ABSTIMMUNG ALS AUFTRAG

Wer macht nun was?
Die Volksinitiative «Keine 10-Millionen-Schweiz!» hat nur 45 Prozent 
erreicht. Für die SVP ist das zwar ein gewichtiger Erfolg, für die Schweiz 
jedoch eine verpasste Chance.

Man gewinnt Abstimmungen, damit 
man es anders machen kann. Also 
tragen jetzt jene die Verantwortung, 
die gewonnen haben – unter ande­
rem die FDP. Erste Reaktionen der 
Sieger zeigten aber, dass der Schlend­
rian in der Zuwanderungspolitik wei­
tergeht. Insbesondere auch in der 
Asylpolitik.

Die FDP behauptet: «Jetzt ist die 
SVP gefordert.» Bezahlt haben den 
Abstimmungskampf vor allem die Ar­
beitgeber und economiesuisse. Den 
linken Jubel finanzierten die bösen 
«Kapitalisten»: Die Initiative wurde 
vor allem überall dort abgelehnt, wo 
die Linken stark sind – in den linken 
Städten; gerade in den städtischen 
Regionen, wo am lautesten über die 

Wohnungsnot geklagt wird. Sie müs­
sen jetzt handeln.

Seit Jahren steht in der Bundesver­
fassung, dass der Bund die Zuwande­
rung mit Höchstzahlen und Kontin­
genten eigenständig regeln soll. Aber 
die Verächter von Volk und Ständen 
im Parlament haben sich geweigert, 
die Bundesverfassung durchzusetzen.

Warum? Sie haben Angst vor der 
Europäischen Union. Sie sind alle inner­
lich längst Teil der EU – die Schweiz 
haben sie aufgegeben.

Für die SVP ist die Unterstützung 
durch 45 Prozent der Abstimmenden 
ein Auftrag. Sie hat diese starke Min­
derheit mit aller Kraft zu vertreten, 
und falls wieder nichts passiert, die 
Migration im Wahlkampf 2027 zum 
Wahlkampfthema zu machen. Dass 
dies zum Erfolg führt, haben die aktu­
ellen Wahlen am letzten Wochenende 
in den Kantonen Graubünden, Glarus 
und Basel-Landschaft mit eindrück­
lichen Mandatsgewinnen bewiesen. 
Schlussendlich führt dies zu einem 
Erfolg für die Schweiz.

Christoph Blocher
Alt Bundesrat SVP 
Herrliberg

TROTZ EIDGENÖSSISCHER ABSTIMMUNGSNIEDERLAGE

SVP in den Kantonen tief verwurzelt
Bei drei kantonalen Wahlen konnte die SVP am vergangenen Wochenende grosse 
Erfolge feiern. Dies trotz der Niederlage bei den eidgenössischen Abstimmungen.

Die SVP zeigt Gesicht. Sie kämpft für 
die Schweiz. Und immer mehr hat sie 
auch Erfolge bei Majorzwahlen.

Nach 18 Jahren zurück
Im Kanton Graubünden wurde die SVP-
Kandidatin Valérie Favre Accola in den 
Regierungsrat gewählt. Damit ist die 
SVP nach 18 Jahren erstmals wieder 
in der Bündner Kantonsregierung ver­
treten. Zudem legte die Partei bei den 
Grossratswahlen deutlich zu und wurde 
neu stärkste Fraktion.

Erfahrene SVP-Regierungsrätin
Favre Accola hat ihr politisches Engage­
ment von der Pike auf gelernt. Als Stan­
despräsidentin (Präsidentin des Grossen 
Rats), Grossrätin und Davoser Statthal­
terin kennt sie die Anliegen des Kantons 
aus erster Hand. Die Gattin des früheren 
Skistars Paul Accola ist bereits seit über 
zwanzig Jahren in der Politik aktiv. Sie 
verteidigte die SVP zudem stets gegen 
die damalige BDP Graubünden.

SVP schlägt Grüne
Im Kanton Basel-Landschaft gewann der 
SVP-Kandidat Matthias Liechti die Regie­
rungsrats-Ersatzwahl gegen den Grünen 
Philipp Schoch. Damit kehrt die SVP 

nach dem Sitzverlust 2023 wieder in 
die Baselbieter Regierung zurück.

Diese Gewinne haben eine starke sym­
bolische Bedeutung. In Graubünden 
holt die SVP nach einer sehr langen 
Durststrecke wieder einen Sitz in der 
Regierung und im Kanton Basel-Land­
schaft verdrängt die SVP die Grünen 
aus der Exekutive.

Grosse Gewinne bei 
Parlamentswahlen
Im Bündner Grossen Rat hat die SVP 
nun 35 von 120 Sitzen. Sie gewann ganze 
zehn Sitze dazu. Der Kanton Graubün­
den kennt für das Kantonsparlament 
erst seit vier Jahren den Proporz. Im 

Glarner Landrat hat die SVP 24 Sitze. 
Sie baut ihre Stellung als stärkste Kraft 
mit sechs Sitzgewinnen weiter aus. Der 
Landrat ist ein 60-köpfiges Parlament.

Klarer Kompass
Zu beobachten ist ferner, dass bei den 
Parlamentswahlen die SVP vor allem 
auf Kosten von Mitte und FDP zugelegt 
hat. Aus bürgerlicher Sicht wäre ein Ein­
bruch von Linksgrün wünschenswerter 
gewesen. Aber offensichtlich konnte die 
SVP in diesen Kantonen gut mobilisie­
ren. Und Mitte und FDP agieren eben 
allzu oft ohne klaren Kompass.

SVP GOSSAU

Im zweiten Wahlgang geht auch das Schulpräsidium  
an die SVP
Die Gemeindewahlen 2026 sind jetzt, nach zwei Runden von Kampfwahlen, auch in Gossau abgeschlossen.

Im ersten Wahlgang vom 8. März 2026 
konnte die SVP Gossau ihre ambitio­
nierten Ziele erreichen: Der Gemeinde­
ratssitz der nicht mehr angetretenen 
Elisabeth Pflugshaupt wurde erfolgreich 
durch den neu angetretenen Markus 
Weidmann verteidigt. Daniel Wäfler 
wurde glanzvoll neu in den Gemeinde­
rat und zum Gemeindepräsidenten ge­
wählt. In der RPK konnte die SVP Gossau 
mit ebenfalls zwei neu angetretenen 

Kandidaten die Vertretung verdoppeln 
und die anderen bisherigen Behörden­
mitglieder wurden bestätigt.

Nun kam es zu einem zweiten Wahl­
gang mit einer komplexen Ausgangslage. 
Einerseits verzichtete der bisherige FDP-
Gemeindepräsident, der als letztplatzier­
ter noch die Wahl in den Gemeinderat 
geschafft hatte, auf das Amt. Anderer­
seits war der bisherige Schulpräsident 
(Die Mitte) überraschend nicht wiederge­

wählt worden, obwohl er der einzige Kan­
didat für dieses Amt war – möglicher­
weise schadete ihm eine gewisse Nähe 
zum bisherigen Gemeindepräsidenten.

Die SVP verzichtete auf eine zusätz­
liche Kandidatur für den Gemeinde­
rat und beschloss nach Anhörung aller 
Kandidaten die Stimmfreigabe. Anders 
präsentierte sich die Wahl des Schulprä­
sidiums, die unter den fünf gewählten 
Mitgliedern der Schulpflege entschieden 
werden musste. Debora Heusser – sie 
erzielte im ersten Wahlgang das beste 
Ergebnis für die Schulpflege – entschloss 
sich für die Kandidatur für das Schul­
präsidium und wurde am 14. Juni 2026 
mit grossem Vorsprung gegenüber ih­
rer Konkurrentin gewählt – und damit 
auch zum siebten Mitglied des Gemein­
derates.

Die SVP Gossau hat damit ihre Ver­
tretung im Gemeinderat verdreifacht 
und stellt neu sowohl den Gemeinde­
präsidenten als auch die Schulpräsiden­
tin. Der Wahlkampf stand unter dem 
Motto «Verantwortung übernehmen». 
Die Stimmbürger haben entschieden – 
nun stehen wir in der Pflicht.

Markus Weidmann, 
Gemeinderat SVP

TEURE SYMBOLPOLITIK STATT SICHERE ENERGIEVERSORGUNG

Die Nutzung der Windenergie lohnt sich  
in der Schweiz nicht
Die Windenergie stösst in der Schweiz auf breiten Widerstand, sodass es sich lohnt, ihren Nutzen für das Land  
mit den bestehenden Kritiken zu vergleichen.

Als einziges Argument zugunsten der 
Windenergie gilt der politische Ruf 
nach CO2-freiem Strom im Sinne der 
Energiestrategie 2050. Jede Form der 
Energienutzung hat jedoch ihre nega­
tiven Auswirkungen: Die Wasserkraft 
überschwemmt ganze Täler, fossile 
Brennstoffe schaden der Umwelt, Kern­
kraftwerke bergen potenzielle Gefahren. 
Kurzum, keine Energieform ist zum 
Nulltarif zu haben, so auch nicht die 
Windenergie, die im Folgenden analy­
siert werden soll.

Die wichtigsten Argumente, die für 
die Anwendung einer Energieform ge­
prüft werden müssen, sind Umweltein­
flüsse, Ressourcenbedarf, Versorgungs­
garantie, Effizienz und Kosten.

Verschandelung der Landschaft
Dies ist das augenfälligste Argument, 
insbesondere im Tourismusland Schweiz

Immissionen durch 
Windkraftanlagen
Innerhalb von einigen Hundert Metern 
sind diese Anlagen gut hörbar und zei­
gen Werte zwischen 35 und 45 Dezibel, 
vergleichbar mit gewöhnlichem Stras­
senverkehr.

Gefahr für Vögel und Fledermäuse
Die Geschwindigkeiten der grossen Ro­
toren erreichen an ihren Spitzen um 
die 300 km/h, was diesen Tieren keine 
Ausweichmöglichkeit gibt.

Ressourcenbedarf
Für den Bau einer Grosswindanlage 
werden im Mittel für das Fundament 
1000 t Beton und 100 t Stahl verbaut. 
Zum Bau der Windenergieanlage benö­
tigt man 600 t Stahl, 30 t Kupfer, 30 t 
Glas- und Kohlefaser sowie rund eine 
Tonne Seltene Erden.

Infrastruktur
Zu den Anlagen müssen Schwerlaststras­
sen gebaut und Waldflächen gerodet 
werden, um die bis zu 130 m langen 
Rotorblätter um Kurven zur Baustelle 
zu bringen.

Kosten
Eine Gesamtzusammenstellung von 
Windkraftanlagen sieht man praktisch 
nie. Um die wahren Erstellungs- und 
Betriebskosten festzulegen, müssen nicht 
nur die Erstellungskosten, sondern auch 
diverse Nebenkosten berücksichtigt wer­
den: Zuleitung, Ausbau des Netzwerkes 
wegen der sporadisch auftretenden 
Winde (Flatterstrom), Speicherung des 
Stroms bei Starkwindperioden, Entsor­
gung etc.

Windverhältnisse in der Schweiz
Die Schweiz ist kein Windland. Im Kan­
ton Zürich wurden durch den Bund 
Windgeschwindigkeiten zwischen 5,1 
und 5,6 m/s, entsprechend 18–20 km/h 
festgestellt. Einzige Ausnahme ist der 
Bachtel bei Wald mit 6,7 m/s (24 km/h). 
Weil bei diesen Anlagen die Produktion 
im Kubik (hoch 3) mit der Windgeschwin­

digkeit steigt, kann eine 5-MW-Turbine 
bei den vorhandenen Windverhältnis­
sen im Durchschnitt lediglich ca. 0,5 
MW Strom erzeugen (siehe Graphik).

Fazit
Die beiden letzten Punkte sind wohl 
die wichtigsten für eine grundsätzliche 
Entscheidung.

Ein schwerwiegender Faktor sind die 
Kosten von Windenergieanlagen. Bereits 
heute entsprechen die Netzkosten un­
gefähr den Stromgestehungskosten und 
zusammen haben sich die Stromkosten 
in den letzten 15 Jahren verdoppelt. 
Deutschland hat mit seiner extrem aus­
gebauten Windenergie mit über 30 000 
Anlagen seine Stromkosten bereits ver­
dreifacht und es entstand eine sogenann­
te Stromarmut von gegen 10 Prozent 
der Haushalte, die ihre Stromrechnung 
nicht mehr bezahlen können.

Berücksichtigt man im Kanton Zürich 
die geringe Effizienz von Windenergie­
anlagen im Verhältnis zu ihren Kosten 
und Eingriffen in Landschaft und Um­
welt, kommt man zum Schluss, dass 
sich diese Art der Stromerzeugung nicht 
lohnt – politische Vorgaben hin oder her.

Kosten und Nutzen von Windenergieanlagen stehen in keinem Verhältnis.� Bild: zVg

Stephan Amacker
Ehem. Präsident  
Kommission Energie 
und Umwelt 
SVP Kanton Zürich
Neftenbach

Reinhard Wegelin
Alt Parteisekretär SVP
Pfäffikon

Zieht für die SVP in die Bünder Regierung ein:  
Valérie Favre Accola.� Bild: www.valerie-favreaccola.ch

«Die SVP-Erfolge bei  
kantonalen Wahlen gehen 
ungebremst weiter.»

v.l.n.r.: David Bohunsky, Vorstand und Aktuar SVP Gossau; Elisabeth Pflugshaupt, 
Kantonsrätin und Alt Gemeinderätin, Vorstand SVP Gossau; Debora Heusser, 
Mitglied der Schulpflege, neu Schulpräsidentin; Daniel Wäfler, Kantonsrat,  
neu Gemeindepräsident.� Bild: zVg
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AUS DEM KLOTENER GEMEINDERAT

Rechnung 2025: Der Sozialstaat frisst Klotens Zukunft
Die Rechnung 2025 der Stadt Kloten wurde anlässlich der Gemeinderatssitzung vom 2. Juni 2026 behandelt.  
36,5 Millionen Franken Ertragsüberschuss klingen prima, doch dieser Überschuss ist ein Trugbild.

Er kommt fast ausschliesslich von ein­
maligen Steuernachzahlungen und dem 
Verkauf unseres Bodens an die Flugha­
fen AG. Die eigentliche Botschaft hin­
ter den Zahlen ist alarmierend. Unsere 
Steuereinnahmen sind zwar um 22,8 Mil­
lionen Franken über dem Budget gestie­
gen, doch was machen wir damit? Wir 
pumpen das Geld direkt in den Res­
sourcenausgleich. 43 Millionen Franken 
flossen 2025 an den Kanton, fast 10 Mil­
lionen Franken mehr als budgetiert. 
Linksgrüne feiern diese Umverteilung 
als Erfolg. Für uns ist es ein Warnsignal. 
Wer mehr verdient, wird bestraft. Wer 
sparsam wirtschaftet, zahlt für die Ver­
schwendung anderer.

Sozialausgaben explodieren auf 
Kosten der Steuerzahler
Doch der wahre Brennpunkt liegt in den 
Sozialposten. Die Pflegefinanzierung ver­
schlang 12,3 Millionen Franken statt der 
geplanten 10 Millionen Franken. Noch 
dramatischer ist die Entwicklung bei 
den Ergänzungsleistungen zur AHV, IV 
und Krankenversicherung. Hier sind die 
Ausgaben um 2,1 Millionen Franken über 
das Budget geschossen. Die Sozialhilfe 
lag zwar leicht unter dem Budget, doch 
das täuscht. Die Kosten wandern nur von 
einem Topf in den anderen. Die gesetz­
liche wirtschaftliche Hilfe sinkt, die Er­
gänzungsleistungen steigen. Der Netto­
aufwand für Soziale Sicherheit liegt bei 
22 Millionen Franken. Zusammen mit 
dem Gesundheitsbereich sind das fast 
38 Millionen Franken für Soziales und 
Pflege, von den 2,9 Millionen Franken für 
das Asylwesen nicht zu sprechen. Links­
grüne im Kanton und Bund treiben diese 
Entwicklung gezielt voran. Stets neue 
Ansprüche, stets neue Leistungsansprü­

che, stets mehr Beitragskosten an private 
Anbieter. Die Stadt Kloten wird zur Zahl­
stelle für kantonale und bundesrecht­
liche Vorgaben, die wir nicht beeinflus­
sen können, aber voll bezahlen müssen.

Wer zahlt das alles?
Die Quellensteuern brachten 8,9 Milli­
onen Franken mehr ein als erwartet. 
Die Einkommenssteuern der Vorjahre 
lieferten 6,2 Millionen Franken extra. 
Die Grundstückgewinnsteuern übertra­
fen das Budget um 3,7 Millionen Fran­
ken. Diese Mehreinnahmen sind kein 
Grund zur Freude, denn sie zeigen, dass 
die Belastung der Bürgerinnen und Bür­
ger immer weiter steigt. Die SVP Kloten 
forderte 2024 eine Steuerfusssenkung 
von 103 auf 98 Prozent, um «eusi Lüüt» 
und unser Gewerbe zu entlasten. Lei­
der hat uns dabei unser «bürgerlicher» 
Partner, die FDP, im Stich gelassen. Der 
Steuerfuss wurde zwar auf 100 Prozent 
gesenkt, doch das ist ein Tropfen auf 
den heissen Stein. Wenn die Sozialkos­

ten weiter so rasant wachsen, wird die 
nächste Steuererhöhung unvermeidlich. 
Linksgrüne fordern gleichzeitig den Aus­
bau von Kinderbetreuung, Sozialhilfe 
und Integrationsangeboten. All das kos­
tet Geld – viel Geld. Und wer soll das 
bezahlen? Genau, die arbeitende Bevöl­
kerung von Kloten.

Wir sagen Nein zum Sozialrausch
Es reicht. Wir dürfen nicht weiter taten­
los zuschauen, wie Kloten zum Spiel­
ball von Berner und Zürcher Sozialpo­
litik wird. Solange Linksgrün weiterhin 
neue Ergänzungsleistungen und eine 
ausgeweitete Pflegefinanzierung fordert, 
ohne an die Tragfähigkeit zu denken, 
treibt diese Ideologie Kloten direkt in 
die finanzielle Katastrophe. Keinen Rap­
pen mehr für private Anbieter ohne 
strikte Kontrolle. Keine Ausweitung von 
Leistungen, die der Kanton oder der 
Bund uns aufzwingen, ohne dass diese 
auch die Kosten übernehmen. Unsere 
Bürger verdienen einen Staat, der mit 
ihrem Geld sorgsam umgeht, statt es 
in immer neue soziale Utopien zu ver­
senken.

AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT

Sozialpolitik braucht Kontrolle statt Ausgabenexzesse
Die Sitzung des Zürcher Gemeinderats stand einmal mehr im Zeichen einer ausufernden Sozialpolitik. Zahlreiche 
Vorstösse aus dem linksgrünen Lager zielten darauf ab, den Aufgabenbereich der Stadt weiter auszubauen und neue 
dauerhafte Leistungen zu schaffen. Für die SVP ist klar: Diese Politik führt Zürich Schritt für Schritt in einen überdehnten 
Sozialstaat, dessen Kosten längst aus dem Ruder laufen und letztlich von den Steuerzahlenden getragen werden müssen.

Je mehr Personen in die Stadt zuziehen, 
desto stärker steigen die Sozialkosten. 
Zürich zieht nicht nur gutverdienende 
Erwerbstätige an, sondern auch viele 
Personen, die auf Unterstützung an­
gewiesen sind. Gleichzeitig wächst der 
Druck auf den Wohnungsmarkt: Güns­
tiger Wohnraum verschwindet durch Ab­
brüche und Ersatzneubauten, Verdich­
tung nimmt zu und die Lebensqualität 
in den Quartieren sinkt. Diese Entwick­
lungen sind direkte Folgen einer Politik, 
die Wachstum fördert, ohne die Folgen 
ausreichend mitzudenken.

Ein Geschäft war die Motion zur Ein­
führung eines Betreuungsgutscheinsys­
tems für die familienergänzende Kinder-

betreuung. Die SVP unterstützt mehr 
Wahlfreiheit für Eltern und marktnahe 
Lösungen. Entscheidend ist jedoch, dass 
daraus kein weiterer unkontrollierter 
Subventionstatbestand entsteht, der 
neue langfristige Kosten verursacht.

Besonders kritisch sieht die SVP die 
ständige Ausweitung von Sozialleistun­
gen im Asyl- und Fürsorgebereich. Die 
Forderung, zahnärztliche Behandlungen 
für Asylsuchende zusätzlich zu finan­
zieren, ist ein weiteres Beispiel dieser 
Entwicklung. Während die Stadt immer 
neue Leistungen schafft, steigen die So­
zialausgaben kontinuierlich. Die SVP 
stellt sich klar gegen diese Politik der 
unbegrenzten Ausweitung staatlicher 
Leistungen. Vorrang haben die Bedürf­
nisse jener, die hier arbeiten, Steuern 
bezahlen und das System tragen.

Bei der Diskussion um Krankenkas­
senprämien und zusätzliche kommu­
nale Zuschüsse zeigt sich das gleiche 
Muster: Statt auf Bundes- und Kantons­
ebene strukturelle Probleme anzugehen, 

wird auf städtischer Ebene mit immer 
neuen Subventionen reagiert. Das ist 
teuer, ineffizient und löst die Ursachen 
nicht. Wir fordern klare Grenzen und 
eine Rückkehr zu finanzieller Vernunft.

Immer noch mehr Staat
Ein zentrales Thema blieb die zuneh­
mende Drogenproblematik in der Stadt. 
Mit dem Postulat zum Verzicht auf eine 
Kontakt- und Anlaufstelle für auswärti­
ge Konsumierende hat die SVP erneut 
darauf hingewiesen, dass Zürich nicht 
zum Anziehungspunkt für Drogensze­
nen aus dem ganzen Land werden darf. 
Die Zustände rund um die Bäckeranlage, 
den Hauptbahnhof und die Sihlpost zei­
gen deutlich, dass die bisherige Politik 
der linken Mehrheit gescheitert ist: zu 
viel Toleranz, zu wenig Kontrolle, zu 
wenig Durchsetzung. Die SVP fordert 
eine konsequente Linie mit klaren Re­
geln, Schutz der Bevölkerung und Wie­
derherstellung der öffentlichen Ordnung. 
Zahlreiche weitere Vorstösse verlangten 

zusätzliche Mittel für Jugendarbeit und 
neue pauschale Sozialleistungen. Für 
jedes Problem wird eine neue staatliche 
Leistung geschaffen. Die Stadt überfor­
dert sich damit selbst finanziell. Auch in 
der familienergänzenden Kinderbetreu­
ung braucht es strengere Kontrollen sub­
ventionierter Kitas, angepasste Betreu­
ungsschlüssel und eine Verknüpfung 
mit einem rechtmässigen Aufenthalts­
status. Sozialleistungen dürfen keine 
Fehlanreize setzen. Die Sitzung hat er­
neut deutlich gemacht, wie weit sich die 
politischen Lager auseinanderentwickelt 
haben. Während SP, Grüne und AL den 
Sozialstaat laufend ausbauen und neue 
Abhängigkeiten schaffen, übernimmt 
die SVP die Rolle der klaren Stimme der 
Vernunft. Sie fordert Kontrolle statt Aus­
gabenwachstum, Eigenverantwortung 
statt Umverteilung und einen verant­
wortungsvollen Umgang mit Steuergel­
dern. Gerade in Zeiten steigender Kosten 
und wachsender Belastung der Stadtfi­
nanzen ist diese Haltung wichtiger denn 
je. Zürich braucht keine weitere Expan­
sion des Sozialstaats, sondern endlich 
wieder finanzpolitische Disziplin und 
Prioritätensetzung zugunsten derjeni­
gen, die das System tragen.

Im Vorfeld der Abstimmung zur 
Nachhaltigkeits-Initiative «Keine 
10-Millionen-Schweiz!» vom  
vergangenen Sonntag kämpfte 
die Gegenseite teilweise mit  
abstrusen und schlicht unwahren  
Argumenten. Zudem tingelte  
ein linker Bundesrat nicht nur 
durch das halbe, sondern durch 
das ganze Land und verbreitete 
haarsträubende Behauptungen, 
wie dass das Universitätsspital 
Basel «bei einem Wegfall der aus-
ländischen Grenzgänger und 
Pflegekräfte von heute auf mor-
gen schliessen» müsste oder dass 
«wenn man im Spital klingelt,  
niemand mehr kommt».
Etwas weniger medienwirksam 
und abseits der wirklich grossen 
Bühne diskutierten auch die Na-
tionalrätinnen Tamara Funiciello 
und Anna Rosenwasser im Rah-
men des offiziellen Podcasts der 
SP Frauen Schweiz «*innenpolitik» 
über die «Loser-Partei SVP» und 
ihre «Chaos Initiative».
Man wähnt sich schon fast in einer 
Selbsthilfegruppe für Latte-Mac-
chiato-Sozialisten – wir bekämpfen 
den Kapitalismus mit aller Härte, 
aber bitte nur mit Hafermilch im 
hippen Szene-Café – oder einer 
Psychotherapie für anonyme Over-
thinker: verständnisvolles Nicken, 
betroffene Blicke und salbungs-
voll beipflichtende Worte.
An der Nachhaltigkeits-Initiative 
stressen «Rosenwassers Eier» be-
sonders, dass mit «so einem vagen 
Gefühl gearbeitet» werde, wir 
hätten zu viele Ausländer. Na ja, 
27,2 Prozent Ausländeranteil ist ja 
auch ein Pappenstiel, nicht wahr? 
Insgeheim gehe es nicht um den 
Franzosen oder die Deutsche, son-
dern um Menschen, die «weni-
ger weiss oder weniger christlich» 
seien. Es störe sie insbesondere,  
weil «die Initiative so tue, als sei 
sie vernünftig und fast schon 
scheu» – aha. In Tat und Wahrheit 
gehe es aber um Rassismus und 
darum, «migrantische Leute noch 
mehr zu entrechten», das breche 
ihr «f*cking Herz».
Tragischerweise scheinen die bei-
den Nationalrätinnen nicht ge-
merkt zu haben, dass wir in einem 
funktionierenden Rechtsstaat 
leben und sowohl Bürger als auch 
der Staat selbst an Recht und Ge-
setz gebunden sind. Der Grund-
satz «vor dem Gesetz sind alle 
gleich» ist in der Schweiz fest ver-
ankert und bildet das Fundament 
des schweizerischen Rechtsstaates.
Der Podcast dauert mehr als 
56 Minuten und ist starker Tobak – 
wie «Sternstunde Philosophie»  
für Avocado-Toast-Guevaras.
Nun ja, die Abstimmung haben 
wir leider verloren. Aber, um es 
in Anlehnung an die Worte von 
Charles de Gaulle zu sagen: «Die 
Schlacht haben wir verloren, aber 
nicht den Krieg.» Die «Loser-Par-
tei SVP» wird nun für die 45,2 Pro-
zent der Abstimmenden Politik 
machen, denen es nicht piepegal 
ist, wer in unser Land kommt und 
die bei einem Ausverkauf unserer 
Traditionen und Werte nicht ju-
belnd in die Hände klatschen.
Wir werden Anna Rosenwasser 
und ihren «Genoss*innen» auch 
künftig gehörig «auf die Eier 
gehen» – versprochen!

Anna Rosenwasser 
und ihre Eier

SVP DIETIKON

Generationenwechsel an der Generalversammlung – Standing Ovation  
für Präsident Rochus Burtscher
Die 91. Generalversammlung der SVP Dietikon stand ganz im Zeichen von Kontinuität, Aufbruch und Dankbarkeit.  
Nach zehn Jahren an der Spitze der Partei trat Präsident Rochus Burtscher zurück und übergab die Führung an  
Sandro Strässle. Die Mitglieder würdigten sein langjähriges Engagement mit einer Standing Ovation.

32 Mitglieder und drei Gäste nahmen 
an der Generalversammlung im Res­
taurant Heimat teil. Neben den ordent­

lichen Geschäften standen insbesondere 
die Wahl des Vorstands sowie mehrere 
Verabschiedungen im Mittelpunkt. In 
seinem Jahresbericht blickte Präsident 
Rochus Burtscher auf ein politisch an­
spruchsvolles Jahr zurück. Gleichzeitig 
unterstrich er die Bedeutung einer star­
ken bürgerlichen Politik in Dietikon 
und die Notwendigkeit, die junge Gene­
ration für politische Verantwortung zu 
gewinnen. Die Mitglieder genehmigten 
den Jahresbericht ebenso einstimmig 
wie die Jahresrechnung 2025.

Ein emotionaler Höhepunkt des Abends 
war die Verabschiedung von Präsident 
Rochus Burtscher. Nach zehn Jahren im 
Amt zog er Bilanz über eine intensive Zeit 
mit unzähligen Abstimmungen, Wahl­
kämpfen, Parteiversammlungen und po­
litischen Aktivitäten. Während seiner 
Amtszeit wurden über 200 kommunale, 
kantonale und eidgenössische Vorlagen 

behandelt und rund 175 Medienmittei­
lungen verfasst. Besonders erfreulich 
war für ihn das politische Comeback der 
SVP Dietikon bei den Gemeinderats­
wahlen 2026 mit dem Gewinn von zwei 
zusätzlichen Sitzen.

In seiner Abschiedsrede dankte Burt­
scher den Mitgliedern, Behördenvertre­
tern, Kandidierenden, Spendern und 
zahlreichen Helferinnen und Helfern 
für die jahrelange Unterstützung. Sein 
Dank galt insbesondere auch den Vor­
standskolleginnen und Vorstandskol­
legen, mit denen er viele politische He­
rausforderungen gemeistert hat. Die 
Versammlung verabschiedete zudem 
die langjährige Aktuarin Eveline Hei­
niger, die Beisitzerin Jennifer Fischer 
sowie Eventmanager Mathias Wischen­
bart. Präsident Burtscher würdigte ihren 
grossen Einsatz für die Partei und hob 
hervor, dass alle drei über Jahre hinweg 

weit über das normale Mass hinaus Ver­
antwortung übernommen und grossen 
Einsatz gezeigt hätten.

Bei den anschliessenden Wahlen wur­
de Sandro Strässle mit grossem Rück­
halt zum neuen Präsidenten der SVP 
Dietikon gewählt. Ebenfalls neu gewählt 
wurde Jean-Jacques Isler als Kassier. Er­
gänzt wird der Vorstand durch Rico Ia­
covelli, Cyril Graf, Tamara Roth und 
Ralph Hofer.

Zum Abschluss der Versammlung er­
hoben sich die Anwesenden von ihren 
Sitzen und verabschiedeten Rochus Burt­
scher mit langanhaltendem Applaus. Da- 
mit würdigten sie ein Jahrzehnt enga­
gierter und prägender Arbeit an der 
Spitze der SVP Dietikon. Die SVP Dieti­
kon bedankt sich bei allen zurücktreten­
den Vorstandsmitgliedern für ihren aus­
serordentlichen Einsatz und blickt mit 
Zuversicht auf die kommenden Heraus­
forderungen und die anstehende Legis­
latur 2026–2030.

Vorstand der SVP Dietikon

von
Marion Matter

Fadegrad

Marco Brunner
Gemeinderat und 
Fraktionspräsident SVP
Kloten

Der neue Präsident Sandro Strässle (l.) 
und Alt Präsident Rochus Burtscher.
� Bild: zVg

Reto Brüesch
Gemeinderat SVP
Zürich
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SVP DIETIKON

Erfreuliche kommunale 
Abstimmungsergebnisse
Mit grosser Freude nehmen wir die Resultate der kommunalen Abstimmungen 
zur Kenntnis und danken der Dietiker Bevölkerung, dass sie den Empfehlungen 
der SVP Dietikon gefolgt ist.

Wir freuen uns, dass nun die private 
Liegenschaft an der Zürcher-/Poststrasse 
endlich gebaut werden kann. Nachdem 
nun auch eine zweite Referendumsab-
stimmung gegen einen privaten Ge-
staltungsplan deutlich verloren gegan-
gen ist, appellieren wir an die linken 
Parteien, künftig auf ideologische Fun-
damentalopposition gegen private Ent-
wicklungsprojekte zu verzichten – Re-
ferendumsabstimmungen führen zu 
Bauverzögerungen und Mehrkosten, 
welche letztlich auch Mieterinnen und 
Mieter zu berappen haben.

Mit ihrem Nein zur Parkierverord-
nung hat die Bevölkerung zudem signa-
lisiert, dass sie genug von staatlicher Ab-
zocke hat. Stadtrat und Parlament sind 

aufgefordert, den Volkswillen ernst zu 
nehmen und eine neue, massvolle Vor
lage auszuarbeiten, wie sie ursprünglich 
vom Stadtrat vorgeschlagen wurde. Die 
SVP Dietikon wird sich nicht davor scheu-
en, auch ein zweites Mal das Referendum 
zu ergreifen, falls das Parlament die 
Volksmeinung nicht ernst nehmen sollte.

Die SVP wird sich weiterhin für die 
Bevölkerung von Dietikon einsetzen, 
damit unsere Stadt auch weiterhin le-
benswert bleibt, sich weiterentwickeln 
kann und die Freiheit der Bürgerinnen 
und Bürger nicht zunehmend einge-
schränkt wird.

Rochus Burtscher, 
Kantonsrat SVP

Mit Trauer und grosser Dankbarkeit nehmen wir Abschied von unserem 
ehemaligen Präsidenten

Hans Kaufmann 
(1948–2026)

Nationalrat und Bankrat ZKB, aber vor allem unermüdlicher Mahner für 
wirtschaftspolitische Solidität. Sein grösster Kampf galt vor 25 Jahren dem 
unsinnigen Verkauf des Nationalbankgolds. Hätte man damals auf ihn gehört, 
wären heute Armee und AHV finanziert. Hans war einer der gescheitesten 
wirtschaftlichen Köpfe des Landes. Als ursprünglicher Luzerner Bauernbub 
verstand er es, die schwierigsten Zusammenhänge so zu präsentieren, dass 
sie jeder verstand. Unerschütterlich stand er zu einer freien, unabhängigen 
und direktdemokratischen Schweiz. Er bleibt für uns Vorbild und Ansporn, 
in seinem Sinn weiterzukämpfen.

Seiner Frau Jana und seinen Kindern entbieten wir unser herzliches Bei-
leid.

Der Abschied von Hans erfolgt im engsten Familienkreis.

SVP des Bezirks Affoltern

SVP AESCH

Windräder, Elterntaxi, Feuerwerksverbot, Verwaltung
Die SVP Aesch ZH führte im Juni 2026 im Brunnehofsääli ihren Frühlings-Stamm durch, der sehr gut besucht wurde.

Martin Hartmann, SVP-Vorstandsmit-
glied und Präsident des Komitees «Ge-
genwind Aesch», referierte zu Windrä-
dern. Im Mai 2026 wurden durch den 
Zürcher Regierungsrat die 50 angedach-
ten Windkraft-Gebiete auf 19 zusam-
mengestrichen. Leider sind die drei 
Gross-Windräder im Aescher Chüewald 
weiterhin geplant. Dabei ist absehbar, 
dass diese Gross-Windräder defizitär 
sein werden, da es in Aesch zu wenig 
Wind hat. Die Baudirektion geht von 
einer Subventionierung von 60 Prozent 
durch den Bund für Bau und Betrieb 
aus, was aber nichts anderes als Steu-
ergeldverschleuderung in Millionenhö-
he bedeutet. Bereits gibt es Stimmen im 
Dorf, die sagen «Wir würden wegzie-
hen», denn drei riesige Windräder än-
dern das Dorfbild extrem. Der Kanton 
muss das Aescher Volk darüber abstim-
men lassen, war die klare Meinung am 
SVP-Stamm.

Gefährliche Elterntaxis
Farrah Peter, SVP-Primarschulpflegerin, 
erläuterte das mittlerweile problema-
tische Ausmass der Elterntaxis beim 

Primarschulhaus. Trotz steten Hinweisen 
seitens der Schulleitung und der Primar-
schulpflege an die Eltern, die Kinder doch 
bitte nicht mit dem Auto zur Schule zu 
fahren, sind einige Eltern völlig unein-
sichtig. Bekannterweise nehmen sie da
mit das Erlebnis Schulweg ihren eigenen 
Kindern weg und gefährden andere. Ein 
Halteverbot oder ein absolutes Halte-
verbot wegen Gesundheitsgefährdung 
wurde diskutiert. Eine Bewilligung für 

absolutes Halteverbot wird die Kantons-
polizei jedoch kaum erteilen. Eine wei-
tere Variante wäre eine oberhalb des 
Schulbereichs eingerichtete Ein- und Aus-
stiegszone. «Bereits zu weit weg, um die 
Elterntaxis dorthin zu bewegen», war 
eine Meinung. Da es eine Gemeindestras-
se betrifft, wird der neu zusammenge-
setzte Gemeinderat zuständig sein. Dies 
wird weiterverfolgt.

Noch mehr Verbote?
Die Einzelinitiative «Ganzjähriges Ver-
bot von lärmendem Feuerwerk», ein 
Traktandum der anstehenden Gemein-
deversammlung, fand bei den Stamm-
teilnehmern keinerlei Zuspruch. Dieser 
Vorstoss wird für Aesch als übertrie-
ben betrachtet. Es sind jetzt schon nur 
Feuerwerke am 1. August und an Silves-
ter erlaubt. An diesen beiden Anlässen 
kam es in Aesch bisher zu wenig Pro
blemen und die Feuerwerksaktivitä-
ten haben in den letzten Jahren in 
Aesch auffällig abgenommen, war die 
Meinung.

Zum Schluss berichtete der Präsident 
Diego Bonato von seiner Anregung, den 
Bericht mit den Erläuterungen zu den 
Geschäften der Gemeindeversammlung 
nicht nur 14 Tage, sondern wie früher 
28 Tage davor zusammen mit den Trak-
tanden zu veröffentlichen. Die Verwal-
tung im Dienst der Bevölkerung – das 
muss gelten und nicht umgekehrt –, 
darin war man sich einig.

Diego Bonato, 
Präsident SVP Aesch

SVP FISCHENTHAL

In Fischenthal tickt die Uhr noch schweizerisch
Das vergangene Wochenende hinterliess bei den Mitgliedern der SVP Fischenthal gemischte Gefühle – mit grosser 
Freude über die Resultate auf Gemeindeebene, aber auch mit Enttäuschung über das nationale Abstimmungsergebnis.

Auf kommunaler Ebene darf die SVP 
Fischenthal mit grosser Genugtuung 
auf die Wahlen blicken: Im fünfköpfi-
gen Gemeinderat stellt die Partei mit 
drei Mitgliedern neu die Mehrheit. Den 
Vorsitz übernimmt René Schweizer, der 
gleichzeitig als Bezirksparteipräsident 
Verantwortung trägt. Dieses Resultat 
zeigt, dass die Bevölkerung unserer 
Politik des Augenmasses, der Eigen-
verantwortung und der Nähe zu den 
Menschen vertraut.

Auch in der Rechnungsprüfungskom-
mission ist die SVP stark vertreten. Drei 
der fünf Sitze werden von SVP-Mitglie-
dern besetzt, darunter Toni Schmucki 
als Präsident. Dieses Vertrauen verste-

hen wir als Auftrag, weiterhin sorgfältig, 
verantwortungsbewusst und im Inter-
esse der Bevölkerung mit den öffent
lichen Mitteln umzugehen.

Weniger erfreulich ist die Situation 
in der Schulbehörde. Dort ist die SVP 
weiterhin nicht vertreten. Dies nehmen 
wir als Ansporn, unsere Positionen 
künftig noch stärker einzubringen und 
den Dialog mit der Bevölkerung weiter 
zu vertiefen.

Ein besonders deutliches Zeichen 
setzte Fischenthal bei der Abstimmung 
über die Initiative «Keine 10-Millionen-
Schweiz!»: Mit 73,3 Prozent Zustim-
mung zeigte die Bevölkerung klar, dass 
ihr eine massvolle Entwicklung unse-

res Landes, funktionierende Strukturen 
und die Sicherung unserer Lebensqua-
lität wichtig sind. Für dieses starke 
Vertrauen danken wir allen Stimmbür-
gerinnen und Stimmbürgern herzlich.

Umso bedauerlicher ist es, dass die 
Initiative auf nationaler Ebene keine 
Mehrheit gefunden hat. Dennoch darf 
das Resultat nicht kleingeredet werden: 
Millionen von Bürgerinnen und Bür-
gern haben deutlich gemacht, dass sie 
mit der aktuellen Entwicklung nicht 
einverstanden sind und Handlungsbe-

darf sehen. Dieses Signal verdient Res-
pekt und sollte von den politischen Mit-
bewerbern ernst genommen werden.

Die SVP Fischenthal wird sich weiter-
hin mit Nachdruck für eine Politik ein-
setzen, die auf Eigenverantwortung, 
Sicherheit, eine starke Gemeinde und 
den Erhalt unserer schweizerischen 
Werte setzt.

René Schweizer, 
Gemeindepräsident SVP und  
Präsident SVP Bezirk Hinwil

v.l.n.r.: Toni Schmucki, RPK-Präsident; Fredi Bertschinger, Sektionspräsident;  
René Schweizer, Gemeindepräsident; Eugenio di Pomponio, Gemeinderat (neu); 
Fabian Kindlimann, Gemeinderat (neu).� Bild: zVg

Visualisierung Windräder in Aesch ZH, Sicht nach Arni/AG.� Bild: zVg

«Augenmass, Eigenverant-
wortung und Bürgernähe 
bleiben zentral.»

«Windräder gehören  
definitiv nicht in den  
Aescher Chüewald.»

SVP SEUZACH-OHRINGEN

Markige Worte und begeisterte 
Gäste im Mehlhüsli Seuzach
Am Samstagnachmittag, 6. Juni 2026, lud die SVP Seuzach-Ohringen  
zur Information über die «EU-Rahmenverträge» und zur Mobilisierung  
für die Wahrung unserer schönen Schweiz.

Schon kurz vor 13.00 Uhr trafen die ers-
ten Gäste bei schönstem Sommerwetter 
im dekorierten Garten des Mehlhüslis 
ein. Bei einem offerierten kühlen Ge-
tränk fanden unter den Anwesenden 
die ersten Gespräche statt. Schon kurze 
Zeit später gesellte sich auch National-
rätin Barbara Steinemann dazu und 
konnte so in ungezwungener Atmosphä-
re den Besuchern Rede und Antwort ste-
hen. Als dann auch Alt Bundesrat Ueli 
Maurer zu den Gästen stiess, war für 
die Handys der «Foto-Modus» in Dauer-
bereitschaft. Es wurde heftig diskutiert 
und Fotos gemacht. Auch Nationalrätin 
Therese Schläpfer und Kantonsrat und 
Fraktionspräsident Tobias Weidmann 
stiessen zur Runde. Noch nie waren in 
Seuzach gleichzeitig so viele hochka-
rätige Politiker zu Gast. Entsprechend 
blieb kaum eine Frage der Gäste unbe-
antwortet.

Klare Plädoyers gegen  
die EU-Unterwerfung
Als um 14.00 Uhr Nationalrätin Barba-
ra Steinemann mit ihrem Referat zum 
EU-Unterwerfungsvertrag, untermauert 
mit einer faktenreichen und detaillier-
ten Präsentation, die Anwesenden in 
ihren Bann zog, gab es keine Zweifel 
mehr an der Unzumutbarkeit dieses Ver-
tragswerks. Die Zuhörenden verdankten 
die Ausführungen von Nationalrätin 
Barbara Steinemann mit grossem Ap-
plaus. Danach kam die kurze Pause 
genau richtig, um sich nochmals ein 
kühles Bier und eine feine Grillwurst 
zu genehmigen.

Kurz darauf wurde Alt Bundesrat Ueli 
Maurer das Mikrofon gereicht. Er sprach 
die gewichtigen Unterschiede zwischen 
dem Staatssystem der Schweiz und dem 
Konstrukt der EU an. Mit eindrücklichen 
Vergleichen zeigte er auf, dass die Ein-
zigartigkeit und Eigenständigkeit der 
Schweiz, ja die DNA der Schweiz auf dem 
Spiel steht: «Unser Land kann die grossen 
Herausforderungen besser meistern als 
die EU-Länder. Wer bestimmt zukünftig 
in unserem Land – wir, das Schweizer 
Stimmvolk, oder die Bürokraten in Brüs-
sel? Die Stärken der Schweiz sind immer 
vom Fundament getragen worden und 
nicht von den sogenannten Eliten!» Mit 
grossem Applaus stimmten die Anwe-
senden den Aussagen zu und bedank-
ten sich beim Gastredner für die klaren, 
unmissverständlichen Worte.

Vorfreude auf den 
Bundeshausbesuch
Bei den weiteren Gesprächen unter den 
Gästen klang der Nachmittag langsam 
aus und für die Gastgeber war klar, dass 
solche Veranstaltungen auch in Zukunft 
stattfinden müssen. Als nächster Anlass 
findet für die Mitglieder der SVP Seu-
zach-Ohringen am 14. August der Aus-
flug nach Bern statt, wo unter der Füh-
rung von Nationalrat Mauro Tuena die 
geheimen Ecken und Winkel des Bun-
deshauses erforscht werden.

Urs Christener,  
Präsident SVP Seuzach-Ohringen, 

und Marco Calzimiglia,  
Vizepräsident SVP Seuzach-Ohringen
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SVP-VERANSTALTUNGEN

Bezirk Affoltern / Bonstetten
Montag, 22. Juni 2026, 19.30 Uhr, Veran-
staltung gegen den EU-Unterwerfungsver-
trag, Gemeindesaal, Am Rainli 4, Bonstet-
ten, mit Nationalrat Franz Grüter.

Bezirk Affoltern / Mettmenstetten
Samstag, 1. August 2026, 20.00 Uhr, Bun-
desfeier, Festplatz Paradies, Mettmenstet-
ten, mit Kantonsratspräsidentin Romaine 
Rogenmoser.

Bezirk Affoltern / Ottenbach
Samstag, 1. August 2026, 14.30 Uhr, Bun-
desfeier, Pontonierhaus an der Reuss, Mu-
ristrasse, Ottenbach, mit Regierungsrätin 
Natalie Rickli.

Bezirk Andelfingen
Mittwoch, 1. Juli 2026, 19.00 Uhr, Polit-Din-
ner, Restaurant Löwen, Landstrasse 38, An-
delfingen. Thema: Einblick in die Lage der 
Bauern im Zürcher Weinland. Nachtessen 
auf Kosten der Teilnehmer. Anmeldung bis 
28. Juni 2026 (mit Wahl Fleisch oder vegeta-
risch) an ycaspar@sunrise.ch.

Bezirk Andelfingen / Flaach
Samstag, 27. Juni 2026, 18.00 Uhr, Sommer-
fest, Worbighalle, Botzengasse 15, Flaach, 
mit Nationalrat Marcel Dettling, Präsident 
SVP Schweiz.

Samstag, 1. August 2026, 20.00 Uhr, Bundes-
feier, Worbighalle, Botzengasse 15, Flaach, 
mit Nationalrat Martin Haab.

Bezirk Andelfingen / Laufen-Uhwiesen
Freitag, 3. Juli 2026, 18.30 Uhr, Veranstal-
tung gegen den EU-Unterwerfungsvertrag, 
Schützenhaus, Steinerberg 313, Uhwiesen, 
mit Nationalrat Martin Hübscher. Anmeldung 
an info@widiart.ch.

Bezirk Andelfingen / Volken
Samstag, 1. August 2026, 11.45  Uhr, Bun-
desfeier, Schulhaus Ankacker, Ankacker-
strasse 2, Volken, mit Regierungsrat Ernst 
Stocker.

Bezirk Dielsdorf / Niederglatt
Samstag, 1. August 2026, 20.15  Uhr, Bun-
desfeier, auf dem Eschenberg, Niederglatt, 
mit Nationalrätin Nina Fehr Düsel.

Bezirk Dielsdorf / Niederhasli
Freitag, 26. Juni 2026, bis Sonntag, 28. Juni 
2026, SVP-Stand am Dorffest, Dorfstrasse, 
Niederhasli.

Bezirk Dielsdorf / Schöfflisdorf
Samstag, 1. August 2026, 19.30 Uhr, Bundes-
feier, Schulhaus Rietli, Bergstrasse 2, Schöff-
lisdorf, mit Nationalrat Benjamin Fischer.

Bezirk Dielsdorf / Stadlerberg
Freitag, 26. Juni 2026, 19.00 Uhr, Sommer-
Höck, Besenbeiz Huebhof, Hueb 8, Bachs, 
mit Nationalrat Benjamin Fischer. Kosten: 
35 Franken. Anmeldung bis 20. Juni 2026 
an rosmarie.schlatter@svp-stadlerberg.ch.

Bezirk Dietikon / Dietikon
Samstag, 1. August 2026, 10.00 Uhr, Bun-
desfeier, Kirchplatz, Dietikon, mit Regie-
rungsrat Ernst Stocker.

Bezirk Hinwil / Fischenthal
Samstag, 1. August 2026, 11.00  Uhr, Bun-
desfeier, Drechslerei Kleintal, Chlital 3, Steg 
im Tösstal, mit Kantonsrat Paul von Euw.

Bezirk Hinwil / Rüti
Samstag, 1. August 2026, 20.30 Uhr, Bun-
desfeier, Schulhausplatz Fägswil, Goldbach-
strasse 9, Rüti, mit Nationalrätin Barbara 
Steinemann.

Bezirk Meilen / Meilen
Freitag, 4. September 2026, 14.00 – 20.30 Uhr, 
SVP-Stand am Meilemer Herbstmärt, Kirch-
gasse, Meilen.

Bezirk Meilen / Oetwil am See
Samstag, 1. August 2026, 21.00 Uhr, Bun-
desfeier, bei der Badi, Schachenstrasse 6, 
Oetwil am See, mit Regierungsrat Ernst 
Stocker.

Bezirk Pfäffikon / Lindau
Samstag, 1. August 2026, 20.00 Uhr, Bun-
desfeier, Strickhof, Eschikon 21, Lindau, 
mit Regierungsrat Ernst Stocker.

Bezirk Pfäffikon / Pfäffikon
Samstag, 1. August 2026, 13.00 Uhr, Bun-
desfeier, Seestrasse, Pfäffikon, mit Regie-
rungsrat Ernst Stocker.

Bezirk Uster / Dübendorf
Sonntag, 21. Juni 2026, 10.00 Uhr, Buure
zmorge, Bauernhof Weber, Buenstrasse 11, 
Dübendorf, mit Kantonsrat Tobias Weidmann, 
Fraktionspräsident. Kosten: 35 Franken. An-
meldung unter www.svp-duebendorf.ch.

Bezirk Uster / Greifensee
Samstag, 1. August 2026, 11.30 Uhr, Bundes-
feier, Garnhänki, Greifensee, mit Regierungs-
rätin Natalie Rickli.

Bezirk Winterthur / Hagenbuch
Mittwoch, 24. Juni 2026, 19.00 Uhr, Sessi-
onsrückblick, Restaurant Sonnenhof, Dorf-
strasse 1, Hagenbuch, mit den Nationalrä-
ten Therese Schläpfer und Martin Hübscher. 
Spaziergang bei guter Witterung.

Bezirk Winterthur / Rickenbach
Samstag, 1. August 2026, 20.00 Uhr, Bun-
desfeier, auf dem Chrameschberg, Ricken-
bach, mit Nationalrat Martin Hübscher.

Stadt Zürich / Kreis 11
Samstag, 20. Juni 2026, 13.15 Uhr, Besichti-
gung Grundwasserwerk Hardhof, Anmel-
dung an peter.schick@bluewin.ch.

Stadt Zürich / Kreis 12
Freitag, 26. Juni 2026, 19.00 Uhr, Grillfest, 
Klötihof, Probsteistrasse 61, Zürich-Schwa-
mendingen, mit Nationalrat Mauro Tuena. 
Anmeldung bis 21. Juni 2026 an bababolt@
hotmail.com.

WEITERE VERANSTALTUNGEN

Mittwoch, 30. September 2026, 10.00 Uhr, 
Anlass für die ehemaligen SVP-Räte, Besuch 
und Führung in der Win4/AXA-Arena, Grüze-
feldstrasse 36, Winterthur. Einladung folgt.

SVP DIGITAL

Teleblocher
Dr. Christoph Blocher im wöchentlichen Gespräch  
mit Dr. Matthias Ackeret.

In den Sümpfen von Bern
Wöchentlicher Videobeitrag von NR Thomas Matter
zu den Machenschaften in Bern.

Weltwoche daily 
Täglicher News-Flash am Morgen von Alt NR Roger Köppel.

SVP des Kantons Zürich
Instagram-Seite der SVP des Kantons Zürich. Wir freuen  
uns über jeden neuen Follower, jeden Like und jeden neuen 
Kommentar! 

Wortwächsel
Der Podcast für Meinungsmacher von NR Benjamin Fischer.

Jobs
Möglichkeiten, für die SVP zu arbeiten.

SVP Bonstetten
www.svp-bonstetten.ch 
 
 
 
 

Einladung zum Podium Bonstetten im Gemeindesaal  

Montag, 22. Juni 2026 (19.30 Uhr) 
 
 

EU-Rahmenabkommen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Pro: Corina Gredig, NR GLP Kontra: Franz Grüter, NR SVP 

 

 
Besuchen Sie unsere öffentlichen Podiumsgespräche mit 
Berücksichtigung von Pro- und Kontra-Stimmen zu aktuellen 
Themen oder Abstimmungen.  
 
Wir freuen uns, viele Interessierte am 22. Juni im Gemeindesaal 
Bonstetten begrüssen zu dürfen. 
 
SVP Bonstetten 

       
 

  

 
 

Einladung zum Sommergrill im Schützenhaus 
der SVP-Sektion Laufen-Uhwiesen 
Freitag, 3. Juli 2026, ab 18:30 Uhr 
 
Ort: Altes Schützenhaus, Uhwiesen, Steinerberg 313 

 
 

  
 
 

 
 
18:30 -19:15 Uhr / Kleiner Apéro  
 
Begrüssung durch Andi Widmer, 
Präsident Sektion Laufen-Uhwiesen 
 
19:15 – 20:00 Uhr 

Vortrag Nationalrat Martin Hübscher  

„Unterwerfungsvertrag und 
Aktuelles aus Bundesbern“  

 
 

20:00 – 22:00 Uhr 
Kulinarischer Teil und gemütliches Beisammensein bei Grillwürste, Salate, Desserts 
und Getränke.  
 
Für die Konsumationen und Unkosten steht eine Kollekte bereit.  
 
Angehörige sowie alle Freunde – auch Nichtmitglieder sind herzlich zu diesem 
Anlass eingeladen.   
 
Anmeldungen bitte per Mail bis 28. Juni 2026: info@widiart.ch oder 0798822217 
 
 
Wir freuen uns auf euch!  
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